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Verkehrs unfälle -�ön�en 

nicht durch beh�rdhche 

Maßnahmen allem, son ­
dern vor allem. n ur durch
Aufmerksamk�1t, gegen­

seitige Rücksichtnahme 

un d Vorsicht der Ve�-
k hrsteilnehmer verhin­
d:rt werden. Darum : 
V erhüt e t V er kehrs-
u n f äl le ! 

Foto: Lichtbi lds�elfe 

der Polizei direktio n Wien 
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Mattigkeit, UnlustgE;_fühle, Depres­
sionen, mangelnde Arbeitsfreude 
sind vielf.ach auf schlechte Darm· 
pflege zurückzuführen. 

Da hUft/t t.-tt❖2f 
DARM0L regelt die Verd auung, 
DARM0L befreit den Körper von 
lö5tigen Schlacken, DARM0L reinigt 
da5 Blut, DARM0L steigert das 
Wohlbefinden. 

NIMM DARMOL, DU FUHLST DICH WOHL! 

-----

DAS 

FtIHRENDE PELZHAUS

für 

A -L LE 1 

PELZWERK 
ROMAN EIBNER
DEUTSCHLANDSBERG
RUF 150 

BEACHTEN SIE UNSER RATENSPARBUCH 

RATEN BIS 12 MONATE 

Xran�portWef e.n 
Da in letzter Zeit die Vorschriften über das Transportwesen 

mehrmals Aenderungen erfahren haben, werden die derzeit 
gültigen Bestimmungen bekanntgegeben. 

1-

Nach Art. V des· KPat. z. GO. v. 20.12.1859, RGBI. Nr. 227, 
findet die GO. auf nachfolgende Beschäftigungen und Untemeh­
mungen keine Anwendung: 

a) . . .  und die Besorgung von Fuhrwerksdiensten mit anderen 
als Kraftfahrzeugen durch Land- und Forstwirte als Neben­
gewerbe im Rahmen der hergebrachten Uebung oder in Gegen• 
den, wo das Verkehrsbedürfnis durch Gewerbetreibende nicht 
ausreichend befriedigt werden kann, soweit sich diese Tätigkeit 
auf die Verw-endung der hauptsächlich im eigenen land- und 
forstwirtschaftlichen Betri-ebe verwendeten Zugtiere, Fuhrwerke 
und Personen beschränkt. 

Daraus geht hervor, daß da-s Lohnruhrwerk in der Land- und 
Forstwirtschaft zu den landwirtschaftlichen Nebengewerben zu 
zählen ist. · 
· Grundbesitzer, die also während eines kürzeren Zeitraumes 
des Jahres, und zwar nach Bestellung ihrer Feldwirtscha-ft für ihre 

A, Bezüge einen Nebenverdiens� durch Personentransport oder durch 
�Verfrc1chtung von Kohle, St-einen, Erz u. dgl. nur z·eitweise ,UIOO 

nicht regelmäßig suchen und bei denen die landwirtschaftliche 
Beschäftigung ihren Haupternährungszweig bildet, sind zur An­
meldung des Lohnfuhrwerkes nicht verpflichtet. Die Verpflich­
tung zur Gewerbeanmeldung tritt nur bei dem regelmäßigen 
Betriebe des Lohnfuhrwerkes ein. 

2. 
Gemäß Art. IV {3) d. KPat. zur GO. kann das BMfHuW. 

mit Vdg. nähere Bestimmungen darüber erlassen, unter welchen 
Voraussetzungen das Halten von Räumen z,u,r Einstellung von 
Kraftfahrzeugen unter die GO, fällt. 

A n m e r k u n g: Die Regel·ung erfolgte durch die Vdg. d. 
BMfHuV. v. 31. 3. 37, BGBI. Nr. 96, über das Ha1lten von 
Räumen zur Einstellung von Kraftfahrz,eugen. 

Nach � 1 a, Pkt. 29 der GO. zählen alle Betriebe zur Ein­
stellung von Kraftfahrzeugen (Garagen) unbesch-adet des Rechtes 
der Gast- und Schankgewerbetreibenden, die Kraftfahrzeuge ihrer 
Gäste beherbergen, zu den gebundenen Gewerben. 

Dazu ist zu bemerken, daß die Beherbergung von Kraftfahr­
zeugen gemäß Vdg. des BMfHuV., BGBI. Nr. 96/1937, selbst­
verständlich nur dann als ein gebundenes Gewerbe gelten kann, 
als es sich um eine unter die GO. fallende Beschä-ftigung ha.ndelt. 
Voraussetzung hierfür wird in der Reg,el sein, daß zur b.loßen 
Raumvermi,etung noch irgend eine Die-nstleistun,g (Wagenwaschen 

., usw.) oder Haftung tritt, denn die 61-oße RaumvermietUJng 
'i (Miethausbesitz) kann im allgemeinen nich.t als Gewerbe im 

Sinne der GO. angesehen werden. 
Es sind allerdings Fälle denkbar, in denen die Ansicht ver­

tretbar ist, daß das Hdlten von Einstellräumen auch ohne Vor­
aussetzung einen gewerblichen Betrieb darstellt (zum Beispi,el 
wenn die Räume nur tageweise vermi·etet werden). 

Ndch § 38c (2) der GO. dürfen Inhaber von Betrieben zur 
U.nterbringung von Kraftfahrzeug,en schon auf Gru,nd dieser Be­
rechtigung Betriebsstoff.e an die Besitz-er der bei ihnen einge;­
stellten Kraftfahrzeuge verkaufen. Dasselbe gilt für Gast- und 
Schankgewerbetreibende und Gewerbeinhaber, die zur Aus­
besserung von Kraftfahrzeugen berechtigt sind, mit der ßeschrän>­
kung, daß die Betriebsstoffe nur anläßlich einer Be.wirtung, Be­
herbergung oder Ausbesserung verkau.ft werden dürfen. 

3. 

Der § 1 a, Pkt. 30 der GO. bezeichnet Betriebe zum Ver­
leihen von Kraftfahrzeugen als gebundene Gewerbe. 

4. 
Ebenso bezeichnet � 1 a, Pkt. 31 der GO. das Fuhrwerks­

gewerbe, soweit es nicht an eine Konzession gebunden ist, als 
ein gebundenes Gewerbe. 

A n  m e r  k u n g: Die gewerbsmäßige Beförderung von Per­
sonen mit Landfahrzeugen, die durch die Kraft von Ma,schinen 
oder Tieren beweg·'. werden (L ,! n i e - 9 d ,e r G e  I e g e n -
h e i t s v e r k e h  r), 1st durch das Gesetz uber die Beförderung 
von Personen zu La-nde" in der Fassu1ng vom \61, 12. 37 
(DRGBI. 1. S. 1320), eing.eführt in Oesterr-eich durch die "Ver-

Von Gend.-Bezirksinspektor RICHARD SOUKUP, Lehrer an der 
Chargenschule in Graz 

ordnung zur Einführung des Ges. ü b e r  d i e  B e f ö r d e run g 
v o n P e r s o n e 11 z u L a  ,n d e i n d e r O s t m a r k" vom 
28. 9. 39 (DRGBI. 1, S. 1987 - siehe GBfdLO. 1938, Nr. 303) 
geregelt. 

Als gebundenes Gewerbe ist daher gegenwärtig •nur die 
Beförderung von Lasten mit anderen als Kraftfahrzeugen und die 
Beförderung von Lasten mit Kraftfahrzeugen unter 400 kg (d't:5-
geändert mit BG. 63/52, § 4 (2) Eigengewicht anzusehen. 

5. 

Nach * 1 a, Pkt. 32 der GO. zählen Spediteure zu den ge­
bundenen Gewerben. 

A n m e r  k u n g : Spedjteure, die erst nach dem 10. 4. 1931 
ihre Gewerbeberechtigung erlangt haben, bedürfen einer K.::m­
zession nach der Min.-Vdg. v. 31. 3. 1931, BGBI. Nr. 109, 
wenn sie die Tätigkeit eines Frachtführers über den in § 1 (2) 
dieser Vdg. bestimmten Rahmen hinaus. ausüben wollten. 

Die· Min.-Vdg. v. 31. 3. 1931, ,BGBI. Nr. 109 wurde inzwi­
schen mit § 10 des BG. 63/52 - Güterbeförde_r:__ungsgesetz -
außer Kraft gesetzt. 

Die Berechtigungen des Spediteurgewerbes erscheinen nun­
mehr im § 5 des Güterbeförderungsgesetzes auf, welche lauten: 

Auf Grund einer Berechtigung für das Spediteurgewerbe 
dürfen land- und forstwirtschaftliche Erzeu5nisse, Mahlprodukte, 
Holz, Kohle Koks und Baustoffe in Mengen von weniger als 
1000 kg, so'..vie andere Güter zu und von der Station eines 
Eisenbahn- Schiffahrts- oder Luftschiffahrtsunternehmens oder zu 
und von den Lagern und Sammelstellen der Spediteure beför­
dert werden, _yvenn der Spediteur die Güter mit F��chtbrief 
einem solchen Unternehmen im eigenen Namen zur Beforderung 
übergeben hat oder im Frachtbrief als Empfänger der Güter a.n­
geg-eben ist. 

Der § 11 dieses neuen Gesetzes besagt: 
Die Befugnisse zur Güterbeförderung au.f Grund von Gewerbe­

berechtigung-en für das Speditionsgewerbe, die das in. -§. 5 des 
Güterbeförderungsgesetzes festgesetzte Ausmaß übersteigen, er­
löschen. 

Personen, die ihre Berechtigung für. das Speditionsg,ewerbe 
vor dem Inkrafttreten der Min.-Vdg. v. 31. 3. 1931, BGBL 
Nr. 109, über Bindung des Gewerbes de; Beförderung von 
Lasten für Kraftfahrzeuge an eine· Konzession er_kmgt haben, 
haben jedoch Anspruch auf Erteilung de_r Ko_nzess1on nach § 3 
des Güterbeförderungsgesetzes, wenn sie binnen 6 Mon�ten 
nach dem Inkrafttreten des Güterbeförderungsg,esetz,es um diese 
Konzession unter Einhaltung der hierfür geltenden �esetzfi�en 
Vorschriften ansuchen. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung uber 
dieses Ansuch-en darf die Güterbeförderung auf GrU1nd der 
Berechtigung für das Spediteurgew-erbe Im "bisherigen Umfange 
ausgeübt werden. 

6. 

. § 15, Pkt. 3 der GO: bez-eichnet di-e Unternehmungen 
�eriodischer Personentransporte (Omnibusunternehmung·en) als 
ein konzessioniertes Gewerbe. 

A n m -e r k u n g: Durch die im IV. Hauptstück des BG. -�om 
3. 10. 1931, BGBI. Nr. 294, enthaltenen. Bestim".1ungen uber 
Kraftfahrlinien (sog. KraftfaJirlinieng,esetz), wurden die unter den 
Anwendungsbereich des Kraftfahrlinieng-esetzes fallenden Kra.ft­
fahrunternehmungen und Einrichtungen von der GO. aus.geno_m­
men. Hierdurch wurde der Umfang des § 13, Pkt. 3 wesentlich 
eingeschränkt. 

Diese Ausnahme erscheint auch unter Art. V des KPat. z. GO . 
aufgezählt. 

Mit 1. 10. 1940 wur,de durch Art. II, lit. a„ d�_r auf �ru.nd 
des § 2 der "Vdg. zur Einführung ,des Gesetzes �?er !die Be­
förderung von P,ers:men zu lande in der Ostmark , DRGBI. 1. 
1939, S. 1987, ergangenen Anordnung des RVMin. �-. 13. 9. 40, 
K_ 11, 15.760, RVKBI. Ausg. B, S. 271, des Kraf_tfahrlin1engese_�zes 
hinsichtlich der Beförderung und durch Art. I_I, l1t. 6,. �er erwahn­
ten Anordnung auch der noch in Kraft verbl1,ebene .!�il des � 15, 
Pkt. 3 der GO soweit er sich auf die gewerbsmaß1ge Beforde­
rung von Pers;�en mit "Landfahrzeugen" die "durch die Kraft 
von Maschinen oder Tieren bewegt" werden, bezieht, gegen­
standslos. 

7. 
Der Erl. des BMIHuW. vom 31. 10. 49, ZI. 177.917��11/ 

25/49, bezeichnet die gewerberechtliche Behandlung der Setll1ft-
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anlagen für die P-ersonenbeförderung als ei.n konzessionierte9 
Gewerbe. 

8. 
§ 15 Pkt. 4 der GO. besagt, daß das Gewerbe derjenigen, 

die an öffentlichen Orten Personentransportmitte l zu jeder­
manns Gebr-0uch ber,eithalten, ein konzessioniertes Gewerbe ist. 

A n  m e r  k u n g: Die gewerbsmäßig.e Beförderung von Per,­
sonen mit Landfahrz.eugen, di,e durch die Kr-0ft von M-aschiinen 

und Tieren bewegt werden, wurde - siehe oben § 1 a Pkt. 31 
der GO. "Anmerkung" - geregelt. 

§ 15 Pkt. 4 der GO. ist daher hinsichtlich des Platzfuhr­
werkes (Gewerbe derjenig,en, welche an öffentlichen Orten 

Personentransportmittel zu jederma·nns Gebrauch bereithalten) 
derzeit g -egenstandslos. 

9. 

Zu § 15, z•usätzlich .Pkt. 35 der GO. Auf G�u,nd des § 2� 
(1) und (2) und des § 57 (3) der GO. wird mit· Vdg. d9
Handelsministers i. E. m. d. Md. 1. v. 4. 3. 14, RGBI. Nr. 56, ver­
ordnet, daß das Gewerbe derjeni •gen, die aus dem Fra.chten,­
geschäfte entstehende Forderungen an di,e Bahnverwaltung,en oder 
sonstigen Transportanstalten erw,erben und sodann im eigenen 

Namen und auf ,eigene Rechnung .gdtend machen, am ei!lle Kon.­
zession gebunden wird. Siehe BG. 63/52, § 4 (1) Pkt. Sa. 

10. 1 

Zu § 15 Pkt. 41 der GO. Dr. Kimme! beziehungsweist 
Pkt. 45 der GO. Dr. Praunegger. Auf Gru'nd des § 24 de( 
GO. wurde mit der Vdg. des BMfHuV. vom 31. 3. 1931,, 
BGB!. 109, das Gewerbe der Beförderung von Lasten mit Kraft­
fahrzeugen, deren Eigeng,ewicht (ohne Beiwagen), im betriebs­
fertigen Zustand 350 kg (mit BG. 63/52 <1uf 400 k,g erhöht) 
übersteigt, an eine Konzession g ·ebunden. , 

Die Konzessionspflicht kann auch für Spediteure gelten. Dar­
über siehe Pkt. 5 dieser Zusammenstellung. 

Die Min.-Vdg. v. 31. 3. 1931, BGB!. Nr. 109, wurde durch 
das BG. 63/52, dem Güterbeförderungsgesetz, ersetzt. 

Nach § 3 dieses Gesetzes darf ,c/i,e gewerbsmäßige Beförde­
rung von Gütern mit Kr<1ftfalhrz-eug,en nur auf Grund einer Kon­
zession ausgeübt werden (§ 1 c (3) der GO.), sofern di,eses 
Gesetz nichts anderes bestimmt (§ 4). 

Nach § 4 (1) ist ei.ne Konz-essi-on inach § 3 oder die A,nmel­
dung eines besonderen Gewerbes nicht erforderlich: 

1. für die Beförderung von Postsendungen; bei Beförderung 
durch andere Unternehmungen als die Post nur dann, wenn b�­
fugte Beförderungsunt-ernehmer nicht z-ur Verfügung stehem; 

2. für die auf Grund einer Berechtigung für das Speditions­
gewerbe (§ '1 a (10 lit. b Ziffer 32 der GO.) ausgeübte Gütei­
beförderung (§ 5); ' 

3. für den Werkverkehr (§ 8); 
4. für die Beförderung des Gepäcks der Fahrgäste durch Un­

ternehmungen· für die Personenbeförderu.ng; 
5. für die Beförderungstätigkeiten von Eisenbahnunternehmun­

gen 
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a) in Ausübung des Rollfuhrdienstes (Zu� und Abstreifen der 
Eisenbahn zur' Beförderung übergebenen Stückgüter oder 
Behälter /"Container"/ im Ortsbereich des Versand- oder 
Be�timmungsbahnhof.es oder in deren benachbarten Orten); 

b) bei Verwendung von Sonderanhängern, di,e für die Be­
förderung von Schienenfahrzeugen auf der Straße �inge­
richtet sind;

(l;w(,q v./.üft2el,t,i)<,1'fstt. J'la 
Telephon 15 28 

S C HW ER S TT R AN S P OR T E-

I NTE RNATI ONAL E SPEDITION 

AUTO-SCHN ELLDIENST CiRAZ-WIEN 

c) ,in Ausübung des Schi-enenersatzverkehres bei Unterbre­
chung der Schi-enenwege in Fehlen eines Notstandes ins-
besonder•e auch -eines Betriebsnotstandes. · 

' 
(2) Eine Konzession nach § 3 ist nicht erforderlich für die 

Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen, deren E[gengewicht in be­
triebsfertigen Zustand 400 kg nicht überstei.gt: 

11. 
Gemäß § 8 Abs. (1-3) des BG. 63/52 - dem Güterbel" .

derun,asgesetz - lie!!t ein W-erkverkehr vor, wenn 
or 

1. die beförderten Güter zum Verbrauch oder zur V er­
wendung, Verarbeitung, Veredelung, Ausbesserung oder Reini­
gung im eigenen Betriebe o:ler zur _ _  gewerbsmäßigen Vermi,etung 
bestimmt sind oder zur W1ederveraußerung erworben oder • 
Kommission übernommen oder vom Unternehmer erzeugt gef„

in 

dert oder hergestellt worden sind, und ' or-

2. die Beförderung zur Heranschaffung der Güter zum U t 
nehmen, .ihrer Ueberführung innerhalb des Unternehmen 

n

d
er­

der Verbringung der Güter aus dem Unternehmen dien
s
t 

O 
d 3. das Kraftfahrzeug, mit dem di-e Beförderung durch ' f�h 

wird, vom Unternehmer selbst -oder seinen Angestellten �
e

d
� rt 

wird. · e 1 ent 
(2) _Zum Unternehmen im Sinne des Abs. 1 Ziffer 2 h .. auch alle Zweigniederlassungen, weitere Betriebsstätten 

g
d d

en 
gleichen sowie die auch nur vorübergehend betriebene 

u
A b 

_er-
stellen (insbesondere Baustellen). n r eits-

(3) Als Werkverkehr gilt ferner unter der Voraus t d Abs. 1 Ziffer 3 das A�schl�ppen „ der im Untern!h��ng. es 

wendeten Fahrzeuge sowie die Beforderung von Güt 
� ver-

. sonders eingerichteter Vorführungswagen zum aussJ.;17 rti·ch
be- .), 

Zw,eck der Werbung oder Belehrung. e I en - -:;,;, 
Nach .§ 9 haben die den Werkverkehr betreibe d nehmen die im Werkverkehr verwendeten Kraftf h

n en Unter­
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde ,anzuzeigen 

a rzeu
1

e. der 

für jedes Kraftfahrzeug eine Werkverkehrskarte a�s 
wo

;
a

11 
ih�en 

die bei der Güterbeförderung im Werkverkehr m·
g
t

es
f�h

t wi�d,1 zu u ren 1st. 
12. 

Gern. § 105 der Kraftfahrverordnung 1947 BGBI 1947 dürfen mit Lastkraftwagen .nicht mehr als '9 p · Nr. �31 
schließlich des Führ-ers) befördert werden. Zu einer

er
13
o

�:n (ein­
von mehr als 8 Pers-onen auf LKW bedarf ·es ei 

e orderung 
genehmigung. Diese darf .nur in Fällen des besond

ner Ausnahme­
notstandes, zum Beispiel bei Elementarer,eignis 

er-en Verkehrs­
chungen des Bahnverkehrs, im Werkverkehr bei Fa

sh�' Un_terbr-e­
Betrielbe mit werkseigenen LKW nur zu betri•ebl·c:1, 

en, die vom 
· durchgeführt werden oder als Ausnahme bei öff 

e� Zwecken 

anstaltungen, für die Autobusse konzessionierter 
e
Ü

tlichen Ver­
gen nicht verfügbar sind oder nicht ausreichen , t �ternehmu,n-

Nur für betriebliche Fahrten, zum Beispiel 'B:r. eilt W erden. 
Arlbeitern vom Betrieb zu einer Betriebsstätte kö 

0rderung von 

Dauergenehmigung,en, jedoch nicht über 3 Mona��en
G
�ll�nfal1s 

erteilt werden. ult1gkeit, 
Sel�stv,erstä�dlich_ kommt die Ausstellung ·einer 

genehm1gung fur r,e1ne Ausflugs- und Vergnügun f tusnahme-
in Frage. 

gs <l rten nicht
. Ausflugsfahrten, :He von Betri�en unentgeltlich . .. . werden sollen, bedurfen zwa.r keiner Genehmigu <l-Usg,efuhrt 

Bestimmungen des Personenbeförderungs9es,etzes, un�
9
rl. 

nach den 

den Bestimmungen des § 105 der KFY
_. 

1947. legen <l•U.ch
Bemerkt wird, daß der Lenk�r eines zur Beför 

Personen zugelassen�n LKW bei �ersonsbeförderuierung von 
einer Befugnis zum Fuhren von Omnibussen sein muß. 

g, Inhaber 

13. 

Weiters wäre noch der § 108 (1) d der Kraftf h 
1947, BGBI. Nr. 83/1947, in der Fassu•ng d. B�rverordnung
21. 6. 1951 zu erwähnen, der _  folgendes bekanntgibt.' 

205 vom
Im Rahmen der Arbeiten eines land- und forst .' 

Betriebes und bei Abfuhr von Rohholz aus de 
W

�schaftlichen 
von und zu der Arbeitsstätte auf einem v-on ei 

m 
Z 

ald dürfen 
gezogenen, na0 den Bestimmun9en des III. 

ne
� u-gmaschine 

schnittes genehmigten und zug,elas�enen Anhäng 
_nd . IV. Ab­

trieb beschäftigte Personen befördert werden . e
d
r 1

ch

n d 1esem Be-
z eh. d. h · ' Je O d„ f der ugmas 1ne nur 1·e gene m1gten Sitze b ur -en aut 

die Zahl der auf Zugmaschine und Anhänger bsrzt sein und 
sonen insgesamt nur 8 betragen. e orderten Per-

Werden 2 Anhänger mitgeführt, so darf auf 
Anhänger außer dem _Bremser n}'ema•nd mitgeführt 

dem letzte� 
solchen Fahrten darf die Geschwindigkeit höch stens 

Werde�. Be i 
Stunde betragen. 9 km 1n der · 

Die Begünstigung der Beförder,ung von Pe 
hängern gilt nur bis zu einer Entfernung von 10 

r
k°

ne
d 

a
l

f An­
hauptmann kann größere Ent(ernungen bewillig,e;

, er andes-

'\ 

Gendarmerie-Major J o h a n n L u t s c h i n g e r .t 

Der Kommandant der Erhebungsabteilung des Landesgendarmerie­
kommandos für Niederösterreich Gendarmerie-Major Jo han n 
L u t sch i n  g er ,ist am 27, April 1952 unvorhergesehen verschieden. 

Mit seinem Tode hat ein Leben voll rastloser Arbeit für sein Vater­
land, vor allem für die niederösterreichische Gendarmerie, an deren 
Wiederaufbau er seit dem Jahre 1945 maßgeblichen Anteil hatte 
ein jähes Ende gefunden, 

· 1 

Bild 1: Der Sarg mit der sterblichen Hülle -des Verewigten verläßt die 
Aufbahrungshalle des Wiener Zentralfriedhofes. Geistlicher Rat Josef 
Pelzmann, Pfarrer in Kirchberg am Wagram, ein Freund des Verstor­
benen, nahm die Einsegnung vor. 

Bild 2: Der letzte Weg von Major Lutschinger. Langsam bewegt sich der 
Trauerkondukt, geführt von Gend.-Majof Käs, zu dem in der 
Nähe gelegenen Familiengrab. Der Katafalk selbst ist von Gendar­
merieollizieren flankiert. 

Bild 3: Unter den Trauergäst2n befinden sich von links nach rechts: Der 
Landesgendarmeriekommandant für Niederösterreich, Gend,-Oberst­
leutnant Kunz; Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit Sek­
tionschef Krechler und Gendarmerie . Zentralkommandant General 
Dr. Kimmel, Photos: Thum 

t 
Es obliegt uns bie traurige Pnicfit, ben plöt3licfien unb unerroarteten Tob oon 

Genllarmerie-ffiajor 

Johann !utrthinger 
Runbtun 3u mü!Ten. 

IDir alle roerben Genb□rmerie-ffiajor tutrchinger rtets ein treues GebenRen beroahren. 

Rellahtion unll Derrooltung ller Jlluftcierten Runllrchau ller Genllarmecie 
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AANEITI.EGEIETZE 

Das Bundesv,erfossungsg-esetz vom Jahre 1920 in seiner der­
ze itigen Fassung bestimmt im Artikel 93: "Amnestien weg€n ge­
riditlid, strafbarer Handlungen werden durd, Bundesgesetz erteilt." 
Dds Wort '-'Amnesti,e", aus dem Gried,isd,en stammend,· heißt auf 
deutsd, allgemeine. Begnadigung. Amnestien sind daher Gnaden­
akte, die ganz-en Gruppen im einzelnen nicht bestimmter Perso­
nen gewährt werden, zum Unterschi•oo vom Red,t der Einzel­
begnadigung, das in -Oest-erreich gemäß Artikel 65 des Bundes­
verfassungsgesetzes dem Bundespräsidenten zusteht 

Amnesti,en können sid, auf die Nichtei•nleitung von Strafver­
fahren, auf die Einstdlung von ,mhä.ngig-en Strafverfahren, auf 
Strafnadisicht bzw. Strafnodila.ß von bereits rechtskräftigen Ver­
urteilungen, auf di-e Nad,sid,t der Red,,tsfolgen und auf die Jrl­
glmg von Verurteitungen beziehen. Letzteres ist natürlich ckr 
Idealfall, weil nur -eine getilgte Verurteilung in Auskünften, Leu­
m:undszeugnissen ·u. dgl. nicht mitgeteilt werden darf, also g� 
löscht ist, wie es im Volksmund heißt. Strafnachsid,t und Strdf­
nachloß bewirk,en dasselbe, nämlidi, daß der Verurteilte dfe 
verhängt-e Strafe oder eine eventuell noch zu verbüßende Restr 
strafe nid,t dbzubüßen braucht. Albdings müssen Verurteillmgen, 
deren Strafen nachgesehen oder nachgela.ssen si.nd, in den Strdf­
vermerken weitergeführt tJnd in Auskünften, Leumundsnoten ,usw. 
mitgeteilt werden. Die Nachsid,t von Red,tsfolgen bewi·rkt, daß 
die mit gerichtlichen Verurteilungen wegen \/,erbrechen verbun­
denen oachteiligen Folgen, wie den Verlust aller öffentlichen 
Titd, Aemter und Dienste, dkddemischer Grade ·usw. oder tler 
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Immer und überall, wo 

an Sie Anforderungen 

gestellt werden, gibt 

PEZ aus der PEZ-BOX 

Erfrisd,ung und Spann­

kraft, ohne Sie eineg 

Augenblick abzulenken 

Von Gend.-Patrouillenleiter HERMANN . HOLZFEICHTNER 
Gendarmeriepostenkommando Bad Hofgastein, Salzburg 

Verlust von Befugnissen (zum Beispiel Gewer-beberechtig1.mg) 
bei Verurteilungen wegen Verbrechen, Vergehen und Uebertre­
tungen nicht ei•nzutreten haben, oder wieder dufgehoben si.nd. 

Seit Ende des ersten Wdtkrieg-es s ind in Oesterreich eine 
erhebliche Anzahl von Amnestiegesetzen ersdiienen, und zwar 
vorwieg,end nach polrtischen Umwälzungen, wie di•e Daten der 
Gesetze es beweisen. Der Grund hi'erfür liegt wohl darin, daß 
die jeweiligen Machthaber, ob Demokrntien oder Diktatur-en, im 
Stdate bestrebt sind, e inerseits jene Teile der Bevölkerung, die 
irgendwie zur Machtergreifung beigetragen und dabei strafbare 
Hä.ndlungen begangen haben, durch eine Amnestie zu ,r,ehabili­
tieren oder dndersei•ts durch Gewährung einer Amnestie di,e Sym-·1 
p<1thie der Bevölkerung zu gewinnen versuchen. Ob und inwie- · 
weit die Erlassung von Amnestien dem gesunden Rechtsempfinden 
der (änständigen) Stadtsbürg,er �mtspri.cht, soll hier jedod, nicht 
untersucht werden, sondem-.dieser Artikel soll bezwecken, eine 
Uebersicht über die erldssenen Amnestiegesetze zu schdffen, 
deren wesentlichste Bestimmungen hervorzuheben und dädurch 
festzustellen, welche r-echtlichen Wi·rkung•en und Möglichkeiten 
sich für den etwa betroffenen Stdatsbürger ,einerseits und für di,e 
dienstlichen Belange des Gendarmeriebeamten dnderseits ergeben: 

1. Friedensamnestie 1919
Gesetz vom 6. Nov,ember 1919, StGB! Nr. 513, über idie 

Einstellung von Untersudiungen, die Nadisicht von Strafen und 
die Ti-lgung von Ver,urteilungen a,us Anlaß der Beendigung des 
Weltkrieges. 

Di·e möglichen rechtlichen Wirkungen sind somit bereits z ,um 
Ausdruck gebracht und eine nähere Darstellung und Erläuterung 
dürfte mit Rücksid,t dä,rauf, daß dieses Gesetz bereits vor 
33 Jahren erschienen ist, nicht .notw,en.dig sein. 

In den Jahren von 1919 bi,s 1921 sind noch· 1einige Amnestie­
gesetze erlassen worden, die j-edod, entweder ,nur für bestimmte 
Personengruppen (zum Beispiel Kriegsgefa.ngene) oder .nur für 
gewisse Gebietsteile (zum Beispiel für das Abstimmungsgebiet 
Klagenfurt) Anwendung fanden. 

2. Amnestie 1928
Bundesgesetz vom 8. November 1928, BGB! Nr. 295, über f'.

eine Amr:iestie aus Anlaß des z,ehnjährigen Bestdndes der Repu-
blik Oesterreid,. 

D ieses Gesetz sieht eine Einstellung- von Strafv,erfahren und 
die Nachsid,t von Strafen wegen politischer Verbrechen, Ver­
gehen -und Uebertretungen sowie wegen geringfügiger gemeiner 
Uebertretungen vor, die vor dem 18. Oktober 1928 began3en 
worden sind. Außerdem sind die diesen Verurteilungen zugrunde 
liegenden Reditsfolgen nachg,esehen. Weiters bestimmt d ieses 
Amnestiegesetz, ddß \l'.erurteilungen w�en Verbrechen, di,e vor 
dem 30. Oktober 1920 begangen worden sind und auf 1:He keine 
strengere als sechswöchige Kerkerstrdfe v,erhängt wurde und 
Verurteilungen wegen Vergehen ,und Uebertretu,ngen, d{e vor 
de_m 30. Oktober 1924 bega,ngen worden sind ·und übe;r \di,e 
keine strengere als . sechswöchige Arr,eststrafe verhängt wurde, 
in Leumundszeugnissen .nid,t <31u,fzunehmen sind. 

Politisd,e straf.bar-e Handlungen (Delikte) sind zum Unterschi� 
von den übrigen sträfbaren Handlungen, di,e .ails gemeine D-e;Pikbe, 
bezeichnet werden, solch-e, d�e dUS politischen Motiv,en began­
gen werden, worunter nach dem allg,emeinen Straf.gesetz tler 
Hochverrat, die• Störung der öffentl i .d,en Ruhe, Aufstand, Auf­
ruhr, eini,ge Fälle der öffentlidien Gewa:lttätigkeit, Aufla•uf A:uf� 
wiegelung u. a. m. fallen. 

' 

3. Erste und zweite Tilgungsamnestie 1934
Entsd,ließung des BundespräsLdenten vom 29. Juli 1934 uJ11d 

vom 21. August 1934, BGBI II, Nr. 169 und BG8'1 11 Nr. 211, 
betreffend die Tilgung best immter Verurteilung,en von Angehöri­
gen des freiwilligen Schutzkorps. 

I 

Diese beiden Amnesti,egesetze sehen auf Ansuchen der Verur­
teilten unter gewissen Vordussetzungen eine Tilgu;ng von Verur­
teilungen wegen bestimmter Verge·hen und Uebertretungen vor, 
die vor dem 12. Februa·r 1934 begangen worden sind. 

4. Amnestie 1938 
Entsd,ließung des Bundespräsidenten vom 16. Februar 1938, 

BGBI Nr. 35, über eine , Amnesti,e wegen politisdier Delikte. 
Nad, diesem Gesetz si,nd Strafnadisid,t und die Nachsi.cht 

von Rechtsfolgen für vor dem 15. Februar 1938 begangene poli­
tisdie Delikte vorgesehen, aber keine Tilgung. Audi andere vor 
dem 15. Februar 1938 verübte Strdftaten foHen unter diese Am­
nestie, wenn sie dUS polit isd,en Beweggründen begangen worden 
sind. 1 

5. Straffreiheitsgesetz 1938 
Gesetz vom 30. April 1938, RGBI 1, S. 433, über die Ge­

... währung von Strdffreihei.t. 
� Dieses reidisdeutsd,e Amnestiegesetz s ieht Verfahrensei:n· 

stellungen ,und Strafnad,lässe vor. Die BesUmmung,en des § 3 
dieses Gesetzes, wonad,- Verurteilungen wegen Teilnahme dn 
der NSDAP und deren Gliederungen in Oesterreich als nidit 
erfolgt gelten, sind durch das StGB! Nr. 20, vom 12. Juli 
1945, aufgehoben, weshalb Vorstrafen mit einem dera-rtigen Ver­
merk auf jeden Fall . in den Vormerken weitergeführt und mitge­
teilt werden müssen. 

Es folgen nun die sei,t Kri,egsende 1945 ·erschienenen Am­
nestiegesetze: 

6. Aufhebungs- und Einstellungsgesetz
Gesetz vom 3. Juli 1945, StGB! Nr. 48, über die Aufhebung 

von Strdfurteilen ,und d1,e Einstellung von Strafverfahr,en. 
Nach diesem Gesetze gelten bestimmte Verurteilungen (haupt­

sädilich politisd,e Delikt•e) d I s ,n i c h t  e r  f o I g t, wenn die Tät­
handlung geg,en den Nationals·ozia,lismus oder duf die Wieder­
herstellung -eines ·unabhängigen Staates Oesterreid, gerichtet war. 

Die Bestimmung, eine Verurteilung gilt "als nid,t erfolgt", 
hat natürlid, zumindest die gle id,e red,tlid,e Wirkung, als wenn 
sie getilgt worden wär-e, weshalb eine mit einem derartigen Ver­
merk versehene Verurteilung in Auskünften u. dgl. nid,t m1ehr 
mitgeteilt werden darf. 

7. Einstellungsgesetz 
Bundesgesetz vom 21. Dezember 1945, BGB! Nr. 14/1946, 

ibetrdfend die Einstellung von Strd.fverfahren und die Nachsid,t 
von Strafen für Kämpf.er gegen Nationalsozialismus •und Fasd,ismus. 

Aehnlid, dem vordngeführten Gesetz sind strafbare Ha,ndlun­
gen, die im Kampf gegen den Nationalsozialismus oder F<1sdiismus 
oder z�r Unterstütz.�ng des ö�ter'reichis0en Freiheitskampf.es i,n 
der Zeit vom 5. Marz 1933 bis zum W1rkSdmkeitsbegi,nn dieses 
Gesetzes begangen worden s ind, getilgt und ällfällige Strä Fven­
fahren einzustellen. 

8. Befreiungsamnestie 
Bundesgesetz vom 6. März 1946, BGB! Nr. 19 über di,e 

Einstellung von Strdfverfa'hren, die Nadisid,t von Str0fen und die 
Tilgung von Verurteilungen dULS A-nl<1ß der Befreiung Oesterr-eichs. 

Dieses in se iner Art sehr umfangreiche Gesetz sLeht vor: 
1. Eine unbedingte Einstellung von Strdfverfohren weg,en nicht 

mehr als mi<t höd,stens 10 Jahr -en Freiheitsstrafe bedrohter straf­
barer Handlungen, di,e zwisd,en dem Befreiungstag (für Wien 
der 13. April, für die übrig.en Bundesländer der 9. M<li 194!5) 
und dem 25. November 1945 in der Absicht begangen wurden, 
Einriditungen der Republik Oesterreich zu sid,er-n, nationalsozio­
listische Vermögen öffentlichen Interessen dienstbar zu machen 
oder Opfern der na.tionalsozialistisd,en Herrschaft moralisdie 
oder mater i •elle Genugtuung z;u, verschaffen. 

2. Eine bedingte Einstellung von Strdfverfahren, ,einen unbe• 
dingten und bedingten Strafnachlaß sowie -eine bedi,ngte Ent· 
lassung von Verurteilungen weg-en versdiiedener strafbarer Hand­
lungen die mit einer höchstens fünfjährigen Freiheitsstrafe be­
droht 

1

sind und vor dem Befreiungstdg begangen worden sind. 
Der Ausdruck "bedingt" besagt jeweils, daß die Einstellung, 

der Strafnachlaß oder die Entla,ssung dn eine bestimmte Probezeit 
geknüpft ist. 

3. Urteile deutscher Militär- und SS -Gerichte gelten a I s 
n i c h t e r  f o I g t, soferne die strafbare Handlung flicht einen 
nach den ällgemeinen österreichischen Strafgesetzen zu dhndenden 
Tätbestand bildet. 

4. Auf Ansuchen des Verurteilten sind bestimmte Verurtei­
lungen wegen Verbr,ed,en, Vergehen und Uebertretungen zu 
t i I g e n. 

9. Amnestiegesetz 1950
Bundesgesetz vom 12. Juli 1950, BGB! Nr. 161, über d ie 

Einstellung von Strafverfahren, die Nadisid,t von Stra,fen und die 
Tilgung von Verurteilungen dUS Anlaß der 5. Wiederkehr des 
Tages der Befreiung Oesterreichs. 

Nach· d iese� Gesetze sind Strafverfohren wegen in der Zeit 
·vom Befreiungstdg bis zum 31. Dezember 1941 begangener straf­
barer Handlungen, dUf die keine höhere als fünfjährige Frei­
heitsstrafe dngedroht ist, einzustellen bzw. .nid,t ei,nzuleit.en. 
Weiters ist für Verurteilungen wegen strafbarer Handlung.en de� 
vord.ngeführten Strafdrohung, die in der Zeit vom Befrei·u.ng.s-
1:og bis 31. Dezember 1948 begangen worden sind, Strnf- und 
Rechtsfolgennachsid,t vorgesehen. Eine einmalige Verurteilung 
wegen mit höchstens fünfjähriger Freiheitsstrdfe bedrohter straf­
barer Ha.ndlung,en, di·e in der Zeit vom Befreiungstag, 'bis 31. _ De­
zember 1941 verübt wurden, ist über Ansudien unter bestimm­
ten Voraussetzung,en zu tilgen. 

Somit sind alle wesentlichen seit Ende des ersten Welt­
kri-eg,es erschienenen Amnestiegesetze aufgezähl.t und kurz er­
läutert worden. Auf einen wid,tigen Umstand, der für älle ier- • 
wähnten Amnestieg,esetze gilt, soll besonders hingewiesen wer0 

den, nämlich, daß keine der in den einzelnen Gesetzen vor­
gesehenen Begünstigungen, wie Einstellung von Strdf�erfahren, 
Nachsid,t der Strdfen und · Red,tsfolgen usw. autom<1t1sd, nach 
Kundmachung des Gesetzes rechtswirksam werden bzw. gewor­
den sind, sondern daß in jedem Falle ein ger idi�licher _Bes:=i,tuß 
erforderlich ist der vom Strdfregisterdmt den S1d,erhe1tsd1-enst­
stellen zur Vo:merkung in den Strä fkarten mitgeteilt wird. Fälsdi: 
wäre _es duch, geg-en eine Person ,nid,t einzusdireiten, die eine 
offenbar unter e in Amnestiegesetz 'fallende strafbar� H�ndlu_ng 
begdng-en hat weil in dem betreffenden Gesetz die N1diite1in­
leitung von Strafverfahren vorgesehen ist, d<l dud, eine sold,�, 
Nichteinleitung meistens an Bedingungen gebunden ist {zum Bei� 
spiel im ,\mnesti-egesetz 1950, § 1 Abs. 1), über de�,en ;u­
tr.effen die Sicherheitsorgane nicht zu entsdieiden bere:=i,t1gt sind. 
Allerdings ka,nn in solchen Fällen eine Besprediung mit dem zu­
ständigen Richter viel unnötige Arbei,t -ersparen. 

Im Zusammenhäng mit den Amnestiegesetzen,. von �•enen in 
einigen di,e Teilung von Verurteilungen vorgesehen sind, soll 
auch duf dos .neue T i I g u1 n g s g e s e t z 1 9 5 1 (Bundesgesetz 
vom 4. Juli 1951, BGBI Nr. 155) hingewiesen werden, du�ch 
das <;las Tilgungsgesetz vom Jahre 1918 dußer Kraft getreten 1st. 
��s Ti lgung�gesetz 1951 ist nach fortsd,.rittlid,en . Reditsgrund­
satzen aufgebaut und sieht die TilgUJng von Verur�eilungen �wp.­
von best immte ausgesd,lossen sind) durd, geriditl1chen Beschluß 
auf Antrag des StaatSanwaltes oder des Verurteilten ·nadi Ablauf 
der festges-etzten Fristen vor. 

Zur Vervollständigung der ganzen Materie muß aber dU� 
. das D e u t s c h e S t  r a f t i I g u ,n g s g ,e s e t  z (vom 9_. Apr il 

1920, RGBI 'S. 501) erwähnt werden, das in Oesterre1d, vom 
1. November 1941 bis 14. Juli 1945 in Geltung sta-nd und nadi 
dem Til.sungsfristen _ je nach Schwere der strafbaren Handlun­
gen - von 10 und 20 Jahr�n vorgesehen sind. Die ouf Grund 
dieses Gesetzes erfolgten Tilgungen sind n<1ch wie vor rechts­
gültig, obwohl dös Gesetz selbst in Oesterreich außer Kraft 
gesetzt ist. 

Jeden Raucher geht es an! Unserer diesmaligen Aufla-g-� ist 
ein Prospekt der Fa. Dr. Otto Oberhauser, Raucherdrt1kel, 
Wien XXI, Sd,,effielstroße 29, beig�legt. �ie P. T ... �eser und 
Leserinnen werden höfl. gebeten, d1,eser Beiloge gefall1gst werte 
Aufmerksamkeit zu sd,enken. 
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\ Lawinensuchhundekurs der Osterr. Bundesgendarmerie 1952 

/ 
Von Gend.-Major 

ANTON HA TTINGER 

Gendarmeriezentralkommando 

Bei strahlender Frühli·ngssonne und günsti,gster Schneelage 
startete am 31. März 1952 .der 3. Lawinensuchhundekurs cler 
Oesterr,eidii-schen Bundesgenda,rmerie am Hochschwab in cler 
Stei,ermark. Di,e Teilnehmer des Kurs•es setzten sich von See­
wiesen aus über Lettan_g,er, Florlhütte, Untere Dullwitz, Vois­
th<1ler Hütte ,und Ober,e Dullwitz in Marsch, welcher Abschnitt, 
besonders bis zur Voisthaler Hütte, <1n di-esem Tage a,rg lawinen­
gefährdet war. Obwohl die schwersten Lawinen bereits Tase 
vorher ab3eg.an_g,en war.en, so begleitete dennoch fast drei Stunr 
den der Donner !der Lawinen di,e Marschkolorme. Der gesicherte 
Marsch, den die Teiilnehmer in voller Ausrüstung auf Skiern µnd 
mit den Hunden z·u lbewälti,gen hatten, wurde bereits hinsicht:­
lich der alpi,nen Leistung g,ewereet. Die meisten Hundeführer 
waren alpin ausgebi,ldet, ,einige soga•r "hocha-lpi:n. Al§ Grund­
bedingung für di,e Absolvierun.g des Kurses ist die Beherrschu.ng 
des Skifahrens überhaupt vorgeschrieben. 

Bei sink,ender Sonne tr<1f di.e aus 1-4 Hundeführern und Vi.er 
Hochalpini·sten !bestehende Kolonne ,unter dem Kommando des 
DiensthundereFer,enten Genqarmeri•emajor Hatti.nger des Genda,r­
meri,ez,entralkommandos am Pla,teau des Hochschw<1b ein, wo das 
Sch,i-eßtlh<1us (Eig,entum des Oesterreichischen Touristenklubs) als 
Standort bestimmt w<1·r. 

Um einen Ueberblick über das Uebungsgelände zu geben, sei 
erwähnt, daß der Anm,irs.ch von Seewi,esen aus zirka, vier 
Stunden durch das großartig•e Hocht<1I der Dullwitz bis z,ur Vois­
thaler Hütte ,unter den Edelspitzen führt, wobei besonders das 
so.genannte "Voisthaler Gaßl" <1,ls im W_inter besonders schwer 
zu überwi,nden erwähnt werden muß. Von dort geht es ange­
sichts der sew<1•ltig,en Hochschwab-Südw<1nd auf den Edelsteig 
zum nördlichen Ha,uptrücken. über das schmale Schwa'.benplateau 
zum Schießtlhaus. Das Massiv des Plateaus ist infolge der, vielen 
tiefen Dolinen gerade für die Ausbildung von Lawinensuch­
hunden besonders -g-eeignet. Am Plateau angela:ngt, sehen wir im 
Nordosten über dem Ochsenreichk<1r die große Kuppe des Ring­
k<1mp. Auf der ander-en Sei,te ist der Berg tief ausgehöh1lt 'Und 
in senkrechte Wände geschnitten. Dieses Gebiet heißt der Obere 
Ri,ng, der sich dann zum sogenannten Unter,en Ring erweitert. 
Vom Plateau aus, das eine ungefähr-e Bre.ite von zwei Kilomete'r 
hat, erhebt s.ich der Hochschwab mit dem Gipf.elkneuz in einer 
Höhe von 2278 Meter. 

Der Hochschwab wird das Herz der östlichen Oberst-eiermark 
g,ena.nnt ,und ist das Haupt einer weit-,,erzwei,gten Gebirgskette 
zwischen Donau •und Mürz. Aus dem Hauptm<1ssiv lösen sich 
Gr<1te1 Vorberg·e und Nebenpl·ateaus selbst i.n 2000 Meter und 
darüber, wi,e zum Beispiel di,e Ries•eri•n und der Griesstein im 
Norden und die Griesmauer mit dem T renchtling, di,e Meßnerin 
und die Hochflächen lder Karlalm •und Mitter<1lm im Süden. 

Die ganz,e Gebirgskette hat ausg,e,spr.ochenen Hochg,ebirgs­
char,akter und ist besonders !durch seine Klarheit der Felsformen 
die sich wie ein Fassadenschmuck am ungeheuren Ba•u des Ge'. 
birges ausnehmen, sehenswert. Die Felsen stehen förmlich wi-e 
ein Wald ·und bilden sowohl im Sommer Wi·e auch im Winter 
•einen herrlichen Anblick. Sovi-el über di,e sedogische La,g,e des 
Uebungsg,ebietes. 

Der Kurs als solcher st1nd im Zeichen ,einer neue;n Aus­
bildungsmethode, die auf Grund der in den Vorjahren gemach­
ten Erfahrungen ang,ewendet wurde. Sowohl das Tempo der 
Ausbildung als auch die Art der Vergrahun.gen wurden grund­
legend •g.eändert und hi•erbei hervorrag,ende Resultate erzielt. 

Di•e zwölf Kursteilnehmer setzten sich aus den Landesgendar­
meri,ekommanddbereichen Tirol, Kärnten, Steiermark und Ober­
österreich zusammen. Die T•eilnehmer hatten im Vorjahre mit 
ihr,en Hunden •einen Dienschundeführerkurs absolviert u1nd hier­
bei die Grundlagen für die Spezialau�bhldung zu Lawinensuch-
hundefühnern ,erhalten. ' 

Der Kurs stand ,unter dem Kommancjo •und der fachlichen 
Leitung des Gendarmeriemajors Hattinger, dem S3endarmeri,e­
rayonsinspektor Karl Gräber des Landes_gendarmeriekommandos 
für Tirol und Gendarmerierayonsimpektor Franz Tengler cles 
Landesgendarmeriekommandos für Salzburg als Hilfslehrer bei­
gegeben war·en. 
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„ Der Kurs war für zehn Tase anberaumt und beschränkte 
sich ausschließlich auf di,e Ausbildu,ng der zwölf Hunde zu 
Lawinensuchhunden. infolge des günstLg;en Wetters - wobei 
,nicht gesagt sein soJI, daß nicht auch Nebel und Schneestürme 
'bis zu Windstärk:e 8 zu verzeichnen waren - konnten rasche 
und günstige Fortschritte ,erzielt werden. Einen besonderen Vor, 
teil bildete die Tatsache, daß a,He Hunde in 32 Disziol-inen vor-
2ebildet und 8i,e Hundefühmr als Skifahrer ausgebildet wa,r,en, 
wodurch die Gr,undlage für di•e Spezialausbildung geschaffen war. 

Die Ausbildung begann mit dem V,ergraben von dem Hunde­
führer gehörigen Gegenständen, wie Handschuhe, Pullover usw., 
in einer Tiefe von 50 Zentimeter und anschließend das Ver­
graben von fr,emden Gegenständen in der sleich·en Tief.e. A,n­
schließend wurde der eigene Herr vergraben, und zwar eben-
falls in Tiefen von 50 Zentimeter, beginnend bis zu 4¼ Meter. 
In der Fortsetzung wurden fremde Hundeführer in den glei­
chen Tiefen vergraben, wobei sich di-e Wartezeit v.on einer 
ha,lben Stunde rbis z.u dr,ei• Stunden steigerte. Die Vergrabe­
stellen wurden so schwierig gestaitet, daß der Lawinenkegel 
der Praxis angepaßt wurde, wodu.rch ,es den Hunden sehr schwer 
gemacht wurde, die Vergrabestelle zu finden. Die Art der V:er­
grabungen wurden Ta_g· für Tag ,systematisch erschwert und ldie 
künstlich hergestellten Lawinenkegel, unter welchen der Versuchs- • mann vergraben war, sta•rk be_gangen, damit di:e Hunde k,eine , 
Anhaltspunkte finden konnten. Zur Kontr;:ille des bis in Tiefen 
von 4¼ Meter vergrabenen Versuchsmannes wurde dieser mit 
einer Feldtelephonanlage und dem Gelände i·n Verbindu1ns 
gesetzt. 

Zur Feststellung des V,erha1ltens der Hunde in einem Ge1-
lände1 wo bereits tote V,erschütte·te sich befanden, wurden 
Experimente mit gefrorenem rohem Fleisch b'is in Tiefen von 
drei Meter und Wartez,eiten :bis zu 22 Stunden durchgeführt, 
wobei interessante und für die Hundeführer wichtige F,eststel1-
lungen über das Verhalten der Hunde gewonnen werden konn­
ten„ Es wurde einwandfrei• klarg,estellt, daß der Hund beim 
V,erweisen eines Toten ,ein vollkommen anderes Benehmen an 
den Tag legt. Der Hundeführer muß dieses Verhalten erkennen 
können und darnach handeln. Di,ese Feststellu.ngen konnten im 
Verlaufe di,eses Kurses einwandfrei getroffen werden und wer, 
den für die künftige praktisc'he Arbeit von besonderer Bedeu­
tung sein. 

Die di,esjährige Ausbildungsmethode erstreckte sich voll und 
ganz auf die Praxis und wurden alle im Verla,ufe der Jahre 
gemachten F,eststellungen verwertet. Besonders auf einen V,ersuch 
mit _gefrorenem rohem Flei,sch muß 'hingewiesen werden, .der so 
recht zeigte, welch be.sondere Bedeutung dem Einsatz von Hu,n-

Di� Teilnehmer des Gendarmerie-Lawinensuchhunde-Kurses vor dem Schießtlhaus 

den zukommt. Das gefrorene rohe Fleisch, das in einem Sack 
verwahrt war, wurde drei Meter tief vergraben und verblieb 
bis zu 22 Stunden liegen. Während der Nacht wütete ,ein 'hef­
tiger Sturm und verlöschte alle Spuren. In den Vormittags­
stunden wurden die Hunde abermals bei Sturm und dichtem 
Nebel eingesetzt und das ,erzielte Ergebnis war verblüffend. Di,e 
Hunde fanden in Suchz,eiten von 18 bis 52 Sekunden ieinwand­
fr.ei die Stelle, wo das Fleisch vergraben. war. Hierdurch war 
der Beweis geliefert, daß Hunde auch Tote in verhältnismäßi,g 
kurzer Zeit finden, wenn die Voraussetzungen gegeben er­
scheinen. 

Aus diesen Experimenten konnte die Lehre gez-ogen werden, 
daß bei Lawinenunglücken, wenn der Lawinenkegel nicht stark 
begangen ist, die Hunde sehn.eil und verläßlich zum Erfolg kom­
men können. Dies wurde im vergangenen und im heuri,gen 
Jahre durch Gendarmerielawinensuchhunde a ,uch in der Praxis 
bereits bewiesen. 

Außer den praktischen Uebungen im Gelände wurden in 
den Abendstunden Vorträge über Schnee-Lawinenkunde, Einsatz 
der Lawinensuchhunde, weiters Vorträge über das Hundewesen 
im allgemeinen und Diskussionen über die täglichen Leistung,en 
der Hunde gehalten. 

Vor Abschluß des Kurses wurde eine der Praxis angepaßte 
Nachtübung unter Verwendung yon Magnesiumfackeln abgehal­
ten, wobei wi-ederum festgestellt wurde, daß die Hundle in 1ihrer 
Spezialverwendung allen Situationen gewachsen sind. 

Nach Absolvierung dieses Kurses verfügt die österreichische 
Bundesg-endarmerie über 26 Lawinensuchhunde, die außerdem 
auch als Schutz- und Begleit- sowi-e als Fährtenhunde bei Ermitt­
lung strafbarer Handlungen verwendet werden können. 

Hoch klingt das Lied vom braven Mann ... 

Ungezählte Beispi,ele liefern uns Beweise von Opfersi,nn und 
Einsatzbereitschaft unserer Gendarmeriebeamten, die allg,emeirn 
als Berufspflichten bezeichnet werden, oft aber weit über das 
Maß der beschwor•enen Dienstpflicht 'hinausgehen. Lebensrettun­
gen aus Wasser-, Berg- •und Feuersnot u,nd anläßlich verschi,edener 
Katastrophen und Elementarereigni,sse füllen die Blätter von 
Chroniken und Aktenstücken. Schlicht und bescheiden erfüllen 
die Gendarmen ihre beschworene Pflicht, ohne auch riur im ent­
ferntesten in der Oeffentlichkeit davon zu r.eden oder zu 
schreiben. 

Ganz besonders in den Alpenländern werden 'd,i,e Gen&1rm,en 
oft in die Lage versetzt, bei Lawinenunglücken oder sonsti,gen 
Bergunfällen unter Ei1nsa.tz i;hr,es Lebens Hi,lfe zu leisten, um 
Menschenleben zu retten. Sei -es im Sommer oder Winter, der 
Gendarm muß in erster Lini•e und in der vordersten. Reilhe der 
Rettungs,expediti.onen ste'hen, um nach -einem Abgestürzten oder 
Verschütteten zu suchen. 

Nachstehend soll ,ein Beispi-e-1 ·aufopfernds,ter Pflichterfüllung . 
zweier Gendarmeri-ebeamter 'hervorgehoben werden, durch, deren 
lniti,ative und Ausdauer ,es gelungen war, -ein blühendes Men­
schenleben, das in Ausübung sei-nes Beruf.es von einer Lawine 
verschüttet wurde und 22 Stunden •UJnter den Schneemassen ver­
graben war, zu retten. 

Am 28. Jänner 1952 in :den Morgenstunden fuhr der 25 jähri.ge 
Träg,er der Voisthaler Hütte i,m Hochschwabgebiet in der Stei,er­
mark Peter Fuchs mi,t seinen Ski•ern bei heftigem Schneesturm nach 
Seewiesen, um dort wi,e alltäg,lich seine beruflichen Verrk:h.­
tungen zu besorgen. Als P,eter Fuchs bei ei,nbrechender D,unkiel­
heit noch nicht zurückgekehrt wa,r, hatte man an seinem Dienst­
ort ber,eits Bedenken. Der Hüttenwi,rt Karl Berger machte sich 
auf, um nach dem Träger Ausschau zu halten. Um 19.30 Uhr in 
Se,ewi,esen ang,elangt, mußte Berg;er feststell,en, daß Fuchs im 
laufe des Tages dort überhaupt nicht •eingetroffen wa-r, wes­
halb der V,erdacht rege wurde, daß Fuchs entweder das Opfer 
eines Verbrechers wurde oder aber von einer Lawine verschüttet 
worden war. Berger erstattete am Genda,rmeri•eposten See­
wiesen die Abgängiekeitsanzeige, worauf der Postenkommanda,nt 
Gendarmerierevi,erinspektor Johann H o f e  r gemeinsam mit Gen-

Bild 1: Arbeit mit dem Lawinensuchhpnd im Gelände. Während sich die 

Gendarmen um einen Verschütteten bemühen, sucht der Hund Weiter. 

Bild 2: Mit dem Geborgenen werden solort Wiederbelebun:sversuche an• 

gestellt, 

Bild 3: Der Gerettete wird auf einen Skischlitten gebettet und zur ·schutz­

hüttc abtransportiert. 

Photos: Major Hottinger. 
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Gend.-Revierinspektor Johann Hofer und Gendarm Heri!>ert Plerscher vom 
Gendarmeriepostenkommando Seewiesen, die Retter des Peter Fuchs, bespre­
chen mit dem Geretteten an Ort und Stelle In Gegenwart des Komman­
danten des Gendarmerie-Lawinensuchhunde-Kurses, Gend.-Major Hattlnger, 

den Hergang der Katastrophe 

darm Heribert Pf.erscher, Skilehrer Gollitsch, Jäger Oewolf und 
dem Hütt-enwirt Berger eine Rettungsexpedition org,miskrte, um 
trotz des bei 26 Grad Kälte herrschenden Sturmes und der 
Na-chtzeit nach dem Vermißten zu suchen. Nach fünfstündigem 
intensivem Absuchen des von Fuchs vermutlich gegangenen We­
ges erreichte man um 2 Uhr des 29. Jänner 1952 die Vois­
thaler Hütte, ohne aJ,Jd, nur den geringst,;:n Anhaltspunkt über 
den Verblei'b des Ver-mißten gefunden zu haben. Infolge des 
den ganzen Tag hindurch herrsdienden Schneesturmes waren 
auch "keinerlei Veränderungen im Gelände bemerkbar, wonach 
man auf den Abgang einer Lawi,ne hätte schließen können. Die 
Rettungsmannschaften waren total erschöpft, trotzdem setzten
si� ihr-e Suche in d er Rid,tung g·egen das Schießtlhaus über die 
"Obere Dullwitz" fort, da· auf der Voisthaler Hütte ermittelt 
werden konnte, daß sich Fuchs tags vorher geäußert hatte, er 
wolle die Abfahrt gemeinsam mit den Trägern des Sc:hießtlhauses 
unternehmen. Auch diese Aktion blieb ·erfolglos und mußte nach 
einigen Stunden abgebrochen werden. Nach einer kurzen Rast 
setzte sich die Rettungskolonne wieder in Rid,tung Seewiesen in 
Bewegung und konnte trotz eifri,gster Suche zu keinem Ergehn.is 
kommen. Revierinspektor Hofer ga'b aber die Hoffnung auf einen 
Erfolg nicht auf und ordnete ,neuerdi,ngs eine ?udie von der 
Florlhütte bis zur Voisthaler Hütte an. Seine Initiative soflte 
von Erfolg gekrönt sein. Trotz heftigsten Schneesturmes bewegte 
sich die Kolonne abermals in Richtung Voist'haler Hütt-e, wobei 
mehrmati,ge Grabungen ,ne�ti.v verliefen. Der Schneesturm hatte 
sich verstärkt , und di,e Mitg,li-eder der Rettungskolonne wa.ren • 
der Erschöpfung nahe. Revi·eri,nspektor Hofer eiferte die Leute 
immer wi.eder zum ,neuerlichen Absuchen an, bi·s er selbst gegen 
1.15 Uhr auf einen Gegenstand stieß, der rhm einen AnhaJts­
punkt zum Graben girb. Di1e Sonde, die bis in ei·ne Ti-efe von 
zwei Meter gestoßen wurde, zeigte ar:i, daß hier ein Gegen­
stand lag, der �ein Stein war, -es war tlie Tra·gkra�e des Ver­
mißten . Revi,erinspektor Hof.er beg,mn sogfeich intensiv zu g.raben
und stieß t<1tsächlich- in einer Tide von zwei Meter auf Peter 
F_ u c 'h s, der mit dem Kopf ·nach iunten -, knapp rneben ieiner 
Felsnase, in ,einem Ho'hlr.aum lag ,und da.durch etwas Luft be,. 

kommen ha,tte, so daß er nicht erstickt w.a,r. Der übrige, Körper 
fag stark verkeilt in den Schneemassejn. Fuchs w.a,r momentdln, et­
was bei Bewußtsein, verfiel aber sofort in Bewußtlosi•gkeit 
aus der er ,erst am 30. Jänner 1952 im Krank,enha.us in Kapfon� 
berg erwachte. Nach der Bergung. wurde Fuchs in Decken gehüllt 
und mittels A k j a  nach Seewiesen abtrdlnsportiert, wo ihm durch 
den Arzt Dr. Emmerich Zeidien aus Turn.au Erste Hilfe geleistet 
wurde. 

Durch die Initiative •und AusdalJler der beiden Gendarmeri,e­
beamten Gendarmerierevi:erin�pektor Hofer und Gendarm Heri­
bert Pferscher wurde ein junges Menschenleben dem Tode in 
letzter Minute entrissen. 

Unserer diesmaligen Ausgabe liegt eine Ausschreibung neuer 
Fernunterrichtslehrgänge der Fernschule für Staatsbeamte bei. Die 
Schule steht unt-er der wissenschaJtlichen Leitung von Dr. G 
Halasz, Wien IX, Hörlgasse 9. Lesen ·si-e diese Ausschreibun� 
gut durch. 

10 

Rettet� 
V.Oll- � 3Z,et:te'-A 

Von Verw.-Ober-Offizial ERNST PUCHER 

em. administrativer Leiter der Rzttungswache "Mariahilf" des 
Rettungsdienstes der Stadt Wien 

Unfälle, bei denen ei-n nicht sachkundiger "Retter" mit me'hr 
gutem Willen als Erfahrung Beistand leistd -und durch seine Hand­
lungen viel wertvolle Zeit vergeudet, sind nicht selten. 

In vielen Fällen büßen Verunglückte ,eine solche Behandlung 
wenn nid,t mit dem Tode, so durch dauernde Invalidität. 

"Der erst-e Verband entscheidet über das Schicksal des Krdn· 
hm und bestimmt den Verlauf der Wundheilung." 

Allen, insbesondere den Exekutivorganen von Polizei, Gen­
darmerie und Feuerwehr, die mit der Ersten Hilfe betraut sin'd, 
wird dieser Satz immer wieder eingeprägt. 

Mögen daher einige Worte über die Fehler, die bei ·der 
Hilfeleistung immer wieder begangen werden, die Zahl der un- �; 
gewollt verhinderten "Rettungen" vermindern helfen. p.!j 

Aus dem Aktenmaterial und teils persönlichem Einsatz bei 
vielen zehntausenden Unfällen, bei der die Wiener Rettu,ngs­
gesellschaft ärztliche Hilfe bringen mußte, wollen eini,ge drastische 
Fälle die Mahnung "Rettet euch vor euren Rettern" rechtfertigen. 

K a s u s  1. Ein großer Menschenauflauf an einer belebten 
Straßenecke. Auf dem Boden liegt -ein Bewußtlos-er. Einige be­
herzte Männer ergreifen die Arme des wild um sich Schlagenden 
u�d vers�chen, allerdings vergeblich, sie fes-tzuhalten ,und die für 
einen Epileptiker (Fallsucht) diarakteristisch eingeschla,genen Dau­
men auseinander zu zerren. (Zu welchem Zweck?) Andere Sa­
mariter sind um ein Glas Wasser geeilt und flößen es :dem Ohn­
mächtigen vorsichtig, aber tlod, kräftig ,ein. Zum Glück des Patien· 
ten erscheint ein Sicherheitswach,ebeamter der erst durch recht 
energisdi,es Einschreiten di-esen ungewollten Unfu,g verhirndert. 
E� verständigt den Rettungsdienst, der wenig,e Minuten darauf 
mit dem bekannten Alarmz-eichen eintrifft. Der stets mi,tfahrende 
Arzt ist natürlich mit diesem Zustandsbild vertraut und muß nun, 
ehe er die einzig mögliche Hilfe bringt, die Schäden der ver­
meintlichen Hilfe der anderen erst beheben. Er beginnt, den 
Kranke[) wie einen Ertrunkenen (Erstickten) zu behandeln , da 
d:m _Bewu_ßtlosen Flüssigkeit eingeflößt wurde, die dem O\,n­
macht1gen 1n die Lungen gedrurngen ist. 

'Aehnliche Sz-enen ereignen sich in der Badezeit fast täglich 
und allerorts. 

•. K a s u_s 2. Der vom Wassertode durch mutige Schwimmer Ge- """ 
rett-ete wird zuerst meist in den Schoß eines "Samariters" ge­
bettet. Rundherum stehen Leute die immer alles besser wissen 
und Ratschläge erteilen. Die "S�ma-riter" beginnen nun den Er­
trunkenen auf den Kopf zu stellen, damit das eingedmngene 

Wasser ausfließen könne oder seinen Bauch zu bearbeiten wo-
bei_ der Ertrunkene sich stets in Rückenlage befindet, u� \dein 
gleichen Erfolg zu erzielen. Auch hier wird der Verunglückte 
mit ganz gering,en Ausnahmen f ,a I s c h beha•ndelt. Der ein"st- . 
weilen eingetroffene Rettungsarzt beginnt nun den eingedrungenen 
Schleim ·und Sdimutz aus Mund und Nase zu entfernen ,um fhn 
dan�_ch übe; das Knie zu legen u,nd durch stoßc1rtige, federnde 
Schlage zwischen di-e Schulterblätter, das eingedru11gene Wass,er 
a�s d�r L�nge zu enHernen. Jetzt tritt das Sau-erstoffgerät !bzw·. 
die kunstl1che Atmung in Aktion. Nebenher werden diverse ln­
jektion�n (zum Beispiel Lobelin, atmungserregend und diverse 
Herzmittel) verabreicht. Die künstliche Atmung wird an Ort und 
Sklle so lange fortgesetzt, bis die selbständige Atmung eimetzb 
oder andernfalls der Tod dur ch den A r z t  festgestellt wird. 

Bezeichnend ist ouch nachstehendes Ereignis: 
K a sus 3. An einem schönen Sonntag brachte man ein blut­

überströmtes Kind zu einem Straßenhilfsplatz. Die dort anwesen­
den Sanitäter banden die stark blutende, am Unterschenkel sit­
zende Wunde (zirka 3 c m  lange Schnittwunde mit Eröffnung 
der Art-erie ti'bid,lis dext.) kunstgerecht körperwärts (also ober­
halb der Wunde, zwischen Wunde und Herz) jedoch un t e r ­
h' a .1 b des Knies ab. Trotz <11fem kcm die Bl,ubung ,nicht z,um 
Stillstand. Erst der von Ausflüglaern herbeigerufene Gendarm 
konnte die Verletzte vor dem sicheren Tode durch Verblutung 
retten. Kurz entschlossen löste er dte Umsdi,nür-ung am Unter-
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schenke! und legte eine kriiftige Ligatur (Abbi·ndung) im o.ber,en 
Drittel des O b e r  sdienkels an. Die Blutung stand. Die Samdi· 
riter hatten in ihr,em Di,ensteifer und infolge mangelnder Schulung 
die Unterbindung am Unterschenkel angelegt. Diese Unterbindung 
durch ·unkundige Hände ist erfolglos g,eblieben, da die Lage der 
Schlagadern . (Arberie_n) -eben :� u r am. _ Oberschenkel (bzw. 
Oberarm) -eine Abbindung zulaßt. Der hinzugekommene Gen­
darmeriebeamte war fachkundig .ausgebildet ·und hatte durch sdn 
Einschreiten ein Menschenleben gerettet. In der Folge veranlaßte 
er unter Beigabe eines Zettels mit Uhrzeit der stat•gefundenen 
Bl�tabsperrung, die Ueberführ,ung ins Krankenhaus. 

Ein ausgebildeter . Samariter, d_er seine Hilfe�istung mit Ver­
antwortungsbewußtse1n •und g,ew1,ssenhaft .a,usführt wird durch 
seine ruhige, besonnene Art ungleich wertvoller� Dienste lei­
sten, als Leute, die über,eilt und ziellos handeln und vielfoch inur 
Schaden stiften. 

,Hoch klingt das Lied vom braven Mann! Es wa•r ein Sicher­
heitswachebeamter in Zivil, der einen vom Rad gestürzten Post­
boten durch tapferes und zielbewußtes Eingreifen dem sid,er€n 
Tode entriß. Und zwar: 

K � s u s 4. Durch einen Zusammenstoß zwischen Auto und
einem Radfahrer fi-el letzterer so unglücklich in die Windschutz­
scheibe des Autos, da.ß er mit dem Kopf darin steckenblieb. Nach 
Entfernung aus di,eser ,ungewöhnlichen Lage spritzte in weitem 
Strahl B_lut aus einer Halswunde .. Der_ zufällig vorübergehende 
Sicherhe1tswadiebeamte Nr ... . griff blitzschnell mit seinen vier 
Fingern in di,e Wunde und komprimi;erte so das verletzte Blut­
gefäß, und zwar so lange, bis die. Rettungsgesellschaft -eintra.f. 
Di,eser brav:e �eamte „ hat meh.r geleistet dls alle nachfolgenden 
ärztlid,en Eingriffe. Hatt•e er die Gefahr des raschen Verblutungs­
todes nicht erkannt, wäre der Verletzte heute nicht mehr am 
Leben, ,er wäre binnen wenigen Minuten total verblutet. (Dia­
gnose: Durchtrennung der Art. c arotis sin. (Halsschlagader.) 

Oder: 
Ka s u s  5. "Bitte senden Sie rasch eine Ambulanz in di-e 

.. . . gasse, ,es ist jemand durch das Gl•d'tteis zu Sturz gekommen 

und kann •nicht mehr aufstehen." - " Wir kommen" ist die Ant'. 
wort des diensthabenden Journalbeamten der Rettung. Sekun· 
den darauf ertönt dire Alarmglock,e. Der lnspektionSarzt -nimmt 
die Meldung entgegen und steigt in den startbereiten Rettungs-

wagen, um von sicherer Hand auf kürzestem Wege �führt, �ie 
notwendig,e Hilfe zu bringen. Beim- Ei,nlangen am Unfafüort _ trifft 
unser Arzt bereits fleißige Hände an. Einige Passanten mass1·eren 
kräftig die Geschwulst (Haerilatom), um diese nodi vor dem 
Eintreffen des Rettungsarztes zum Versdiwinden zu b

_
ri.nge_n. Das 

Knarren und Knist-ern und die auffalknde Bewegl1chke1t des 
verletzt-en Beines hat di-e "Samariter" nicht zu hindern vermocht, 
diese schmerzhafte und ebenso zwecklose Handlung zu unter­
lassen. Das Bein wird geschient und der Patient mit ei11�r Fraktur 
(Bruch) des Schi�mbeines in die Unfallstation transportiert. 

K a s u s 6. Das fröhliche Treiben auf einer Skiwiese wurde 
durch den Sturz eines Skihaserls sehr getrübt. 

Dem 1!:ljährigen Mädchen Gerda W. ist beim Sturz d�r S�i­
stock gebrochen und dieser drang in den rediten Unterleib em. 
Eine vorüberkommende Skipatrouille der Pofizei nahm die Ve,-.. 
letzte auf und le_ste richtig um den eingedr.ungenen Stock Gaze 
auf und veranlaßte den Abtralllsport. Hätten diese Wachebe_amten 
den Ra,tschlägen der "Besserwisser", den Stock ·�eraus_zuz1e�:m, 
gef-olgt, die Rettung hätte wahrscheinlidi nur die Le1dienhulle 
Verw.enden müssen. 

K a s u s 1. In einem Gasthaus im XXI. Wiener Gemeindebezirk 
ereignete sich folgender Fall: ... . 

In einer allgemeinen Wirtshausrauferei wurde der_ 42Jahng,e 
Hilfsarbeiter K. durch ,einen ihm bekannten Widersac:ner durch 
einen Messerstich dm Bauch schwer v,erletzt. Der Täter wollte, 
vermutlich um si.ch der Verhaftung zu entziehen, sein Messer 
zurückhaben und zog dieses mi,t drehenden Bewegungen aus dem 
Bauch des K. Beim Eintreffen der R-ettungsgesellschaft wurde �-, 
auf einem Tisch liegend, mit einer zirka 15 cm lan�en Sch.nitt­
Stichwunde mit Eröffnung des Darmes vorgefunde!'. �em� Fr-:�nde 
wollten ihm so helfen daß sbe die Wunde mit m Bierkrugeln 
gefülltem Schankwass,er' "reinigen". K. ist nach d:r Ei•�.lieferur;� 
seiner V-erletzung erlegen, nidit 0h11e Mith!tfe . s:e.1ner Helfer , 
die durch ihr Handwerk eine schwere Penton1t1s (Bauchfell:'nt­
zündung) verursachten. Deriäter wurde festgenommen und seiner 
g,erechten Straf-e zugeführt. Wär-e die Wund� trotz Entfernung 
des Mess-ers nur st-eril abgedeckt oder gar nichts gemacht wor­
den, wäre vermutlich kein Tod erfolgt. 

Den Abschluß meiner Darstellungen soll nadistehender tragi-
komischer Fall bilden: 

K a s u s 8. Ein Liebespaar, welches a .n einem heißen Ba�etag 
vergnügt im Gasthaus Limonade und Himbeerwasser sdilurfte,
war durch die gegenseitigen zärtfichen Blicke derart . .abgelen�t, 
daß das Mädchen um ihre zusdtzlich aufsteigende H1tzeemphn•
dung zum Teil z� kühlen, unbemerkt mit dem Himbeerwasser 
auch ·ei,ne dort naschende Wespe mrttrank. Der Erfolg .. "".'ar ver­
heer-end ! Ein Aufschrei, stammelnde Worte, unzweckmaßige Ge­
sten, höchste Atemnot, Ohnmocht und Atemstillsta_nd, ?as wor 
das ungewollte Ende dieses so schön begonnenen Liebesidylls. \i
Unkenntnis der vorangegang,enen Dinge wurde die Rettu�_gh

ges:
ch schaft zu einem "Herzanfall" berufen. Der Bräutigam bemu �}ci, 

redlich um seine in Ohnmacht gefaUene Braut, dodi verg 1 · 
Der inzwischen eingetroffene lnspektionsarzt m.ußt-e
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tstellen, 
daß ein absoluter Verschluß des Rachenraumes ,u,n tmungs­
stillstand bestand. Die Herztätigkelt war fast Nu,11. Es bes_tan_d 
a:ller�öchste Lebensgefahr! Sofort entschlossen, tat er d
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richtige: Tracheotomie! Di,es vollbrachte er �11 (?rt un te e. 
Kurz darauf zischte bereits die Lebe_nsluft in _ d,,e L�ng;e
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Mädchens. Durch di,esen Luftröhrenschrntt wa,r wieder _ein ens, 
gerett-et worden. Der unumgänglid,e Luftröhren�d,n1tt (not(aills 
auch mit einem Taschenmesser auszuführen) hat d1-e Todgeweihte 
dem L-eben zurückgegeben. A d Erkennen u-nd handeln ist oberstes Gebot des rztes un 
Samariters 1 . .. 

Schwi·eriger ist die Situation in Gegenden, wo e11n arzt­
licher Rettungsdienst fehlt. Hier ist jedermann un
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ders der Gendarmeriebeamte auf sein Können u,n 1� 0 t se r 
bescheidenen zur Verfügung stehenden Mitteln angewiesen. 

Hi,er ,ruht die ganze Last der Verantwortung über das_ Leben

des Mitmenschen beim patrouillierenden Gendarmen, d
W
er

h
Ja n_1cht 

nur Hüter des Gesetzes ist, s.:,ndern dem auch ?as e seiner 
Gemeinde anvertraut ist. H·lf 1 • b V- 1 eh I II hängt von der ersten I e e1stung a .. 

1e , man ma a es, 
h lf ß an es tun und fst man imstande jemandem zu e en, m u m

1 • Ich' s· welcher Gendarr:ieriebeamter käme nicht einma in so e 1• 
tuationen? K · · 

V f" ·t "cht über die notwendigen enntn1sse, 1st es 
. er ug man n1 ., f . ·chts zu unternehmen, im Interesse des Kranken vernun :iger, 

,
n' . H'lf 1 • t rein sondern den Arzt zu rufen und sich a.u, eine I e eis un_g 

äußerlicher Natur zu beschränken, die keine Gefahr mit sich 
bringen kann h lf .J•• f d Nichts ist· erhebender und schöner, als e en zu <:JUr en un 
iu können. 
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Was unter "Habe 11nd Gut" im Sinne des § 83 StG. zu ver­

stehen ist. 
' 

Berechtigt i•st die Nichtigk,eitsbeschwerde der Staatsanwalt-
schaft in der Richtung, daß das Erstgericht rechtsirrvgerweise 
das Merkmal der Gewaltausübung im Sinne des § 83 StG. nicht 
als gegeben angenommen hat. Das Urt,eil spricht a,us, daß dieses 
Merkmo,I inicht gegeben sei, weil di,e vo.n den Ehek:uten S. 
aufgerichtete Mauer, die von den A,ngeklagten gegen deren 
Willen niedergerissen wurde, keinen Teil der Mietrechte des 
Ehepaares S. gebildet habe, weshalb durch das Abtragen der 
Mauer -auch keine Gewalt an der Habe und dem Gut der ge­
nannten Ehdeute ausgeübt wurde. 

Unter Habe und Gut im Sinne des � 83 StG. sind nicht nur 
Sochen zu verstehen, die sich im Eigentum des Haus- und 
Wohnungsberechtigten befinden, sondern alle Gegenstände, hin­
sichtlich deren dem Berechtigten der ruhige Besrtz zusteht. Die 
Eheleute S. befanden sich im ruhigen Besitz ihr-er Wohnung, in 
'der sich die ,niedergerissene Mauer befand. Wenn nun di,e An­
g,eklagten R. B. und H. über Aufforderung der V. B. nach äem 
Betreten der Wohnung der Eheleute S. die Wohnungstüre aus,. 
hoben und die in der Wohnung befindliche Mauer nirederrissen 
hoben sie dadurch an Habe und Gut der Ehdeute S. Gewa,lt 
ousgeübt (OGH., 20. 11. 51, 5 Os. 807; LG. Graz, 4 Vr. 7[1)). 

Enthaftung durch einen 'hierzu nicht berechtigten iKriminal­
beamten. 

Der Angeklagte August K. bekämpft den Teil des Urteils, 
mit dem er des Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt 
nach dem § 101 StG. schuJdig erkannt wurde, weil er am 
22. April 1948 als Kriminalbeamter des Polizeikommissariates M. 
sein Amt dadurch mißbraucht habe, daß er in dem gegen Josef S. 
a,nhängigen Poliz-eiakt den Bericht 'hinsichtlich des Verbrechens 
der öffentlichen Gewalttätigkeit nach § 81 StG. und die Ueber­
stellungsnote <1n das Landesgericht für Strafsa,chen Wien unter­
drückt-e ,und darauf vermerkte, daß S. nach Verbüßung äer 
Poliz,eistrafe auf freien Fuß zu setzen sei. 

Nach den Feststellungen des Urteils war K. zur Tatzeit 
Kriminalbeamter beim Polizeikommissari,at M. Am 21. April 
1948 wurde Josef S. dem Kommissariat wegen Ruhestörung 
und öffentlicher Gewolttätigkeit (§ 81 StG.) eing-eliefert. Der 
Strafreferent des Polizeikommissariates verhängte über S. ei,ne 
P-oliz·eistrofe von 11 Tagen (u,nrichtig ·10 Tas.en) Arrest und 
v,erfügte, daß ,er nach deren Verbüßu,ng mit der Anzeige wegen 
§ 81 StG. dem Gef<1ngenhaus des La,ndesgerichtes für Straf­
sachen Wi,en zu überstellen sei. K. versprach jedoch dem S. un·d 
seiner Bra,ut N., zu veranlassen, daß S. nach Verbüßung der 
Polizeistrafe enthaftet und der Staatsa,nwaltschaft wegen § 81 
StG. auf frei,em Fuß angezeigt werde, wofür Hedwis N. ihm 
auf sei,n Verlangen - <1ngeblich für Rechtsanwo.ltskosten - einen 
Betrag von 300 S bezahlte. Um sei,n Versprechen einzulösen 
entnahm K. den Akten den Bericht betreffend das Verbreche� 
nach § 81 StG. und di,e Ueberstellungsnote und ersetzte sie 
durch einen Vermerk, daß S. ,nach Verbüßung der Polizeistrafe 
Zll enthaften sei. Da K. in den folgenden Tagen <1uf Urlaub 
war und das Gefangenhaus der P.oliz-eidirektion Wien vom 
Poli.z-eikommissariat M. -eine Ueberstellungsnote verlangte, di-ese 
wieder im ursprünglichen Si,nne ausgefertigt wurde, so daß S. 
tatsächlich' in das Gefangenhaus des Landesgerichtes für Straf­
sachen Wien ,eingeliefert wurde, erstattete Hedwig N. die Straf­
anzeige. 

Der Beschwerdeführer vertritt die Auffassung, sein Vor­
gehen im Falle S. habe durchaus dem Gesetz entsprochen und 
könne i'hm da'her ,nicht als Verbrechen des Mißbrauches der Amts­
gewalt zur Last gelegt werden. Di,e Verwahrungs- und Unter­
such1:1ngshaft di,ene allerdings zur Sicherung der Strafverfolgung, 
di,e Strofrechtspflege werde jedoch nur von dem geschädigt, 
der trotz Vorli,egeris der gesetzlichen Voraussetzun,gen vorsätz­
lich bewirke, daß sie nicht zur Anwendung kommen. In dem 

Stra,fverfahren gegen Josef S. sei' aber keiner der im1 § '175 StPO. 
angeführten Haftgründe :gegeben gewesen. Die Staatsa,nwaltschaft 
habe sofort ,nach Einlangen der Anz-eige einen unmittelbaren 
Strafantrag gestellt und der Enthaftung des S. zugestimmt, wor­
auf di,eser am 14. Mai 1948 gemäß § 191 StPO. gegen Ge­
löbnis <1,uf freien Fuß gestellt wurde. Daraus folge, daß Ha.ft­
gründe geg,en S. in Wahrheit nicht vorlagen. Wenn der Ange­
klagte aber aus eigener Machtvollkommenheit eine Ueberstel­
lungsnote an das Landesgericht für Strafsachen Wien nicht aus-

. gefertigt oder sie ebenso wie die Anzeig,e nach § 81 StG. der 
Note an das Polizeigefangenhaus nicht beig.efügt habe, so würde 
dessenungeachtet sein Vorgehen dem Gesetz entsprochen haben 
und könnte ihm niemals als Mißbrauch der Amtsgewalt zur 
Last gelegt werden. Dieses Verbrech,ens wäre •er höchstens dann 
schuldig, wenn inicht ihm, s-ondern einem seiner Vorgesetzten die 
Entscheidung darüber• zugestanden wäre, ob S. auf freie_m Fuß 
angezei,gt oder mit der Erstattung der Anzeige, gleichzeitig dem 
Gefangenhaus des Landesgerichtes für Strafsa,chen Wien einge­
liefert werden solle, wenn ferner diese Entscheidung durch Un­
terzeichnung der Ueberstellun·gsnote bereits g,etroffen worden 
wäre und er ihre Durchführung vereitelt hätte. Das Urteil spreche 
sich aber weder darüber aus, wer zu einer solchen Entscheidung 
be:ufen war, noch nehme es als erwiesen an, daß einer seiner 
Vorgesetzten die Einlieferung des S. in das Landesgericht, sei es 
auch nur durch Unterzeichnung der zugehörigen Ueberstellungs­
note bereits angeordnet hätte. Der Mangel dieser Feststellungen 
lasse einen Schuldspruch im Falle S. als rechtsirrig erscheinen. 

Die Rechtsrüge ist jedoch unbegründet. 
. Es ist zunächst der Vorwurf, das Urteil leide an einem Fest­

stellungsmangel, ungerechtfertigt. Den Urteilsfeststellungen ist im 
Zusammenhalt mit dem vom Angeklagten K. beim Untersuchungs­
richter _abgelegten Geständnis, auf dem sie beruhen, eindeutig 
auch die Feststellung zu entnehmen, daß die Anzeige wegen 
§ __ 81 StG. und die Ueberstellungsnote, derzufolge S. nach Ver­
bußu�g der Polizeistra-fe in das Gefangenhaus des Landesgerich­
tes fur Strafsachen Wien einzulidern war, bereits vom S t  r a F­
r ,e f e r  e n t e n des Polizeikommissariates M. <1usgef.ertigt war. 
Es besteht daher auch kein Zweifel darüber, wer im vorliegen­
den Fall zur Entscheidung über die Haftfrage berufen war. Der
Angeklagte K. war keineswegs berechtigt, entgegen der bereits 
ergangenen Entscheidung des Strafreferenten aus eigener Macht­
vo!_lkommenh�it die Anzeige und die Ueberstellungsnote zu unter­
drucke� sowie zu verfügen, daß S. nach Verbüßung der Polizei­
strafe enthaftet werde. Das Argument, daß S. später mit Zu­
stimmung der Staatsanwaltscha,ft enthaftet wurde weshalb von 
einer ".'bsicht des Angeklagten, di-e Strafrechtspfl�ge zu schädi­
gen, �1cht gesprochen werden könne, geht fehl. Es ist für die 
Beurteilung der Frage der Schädig.ungsabsicht des Angeklagten 
b_edeutungslos, daß die Staatsanwaltschaft und der Untersuchungs­
r1_chter erkannten, daß Haftgründe nicht- vorlagen. Maßgebend jst 
v1•elmehr! daß der Angeklagte die vom Strafreferenten nach des­
sen Ansicht erforderliche Ueberstellung •und die durch di,e Staats­
?,nwaltschah sowie das Gericht zu treffende Entscheidung, ob 
uber_ S. die ,ordentliche Untersuchungsha.ft zu verhängen sei, 
vereiteln. wollte •und sich selbst die Entscheidung darüber an­
maßte, obwohl ,er lhierz,u -nicht berufen und ber-echtigt war. Daß 
der Angeklagte des Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt 
nach ?em § 101 StG. dann schuldig zu erkennen war, wenn 
n10� ihm, sondern einem seiner Vorgesetzten die Entscheidung 
daruber zustand, ob S. auf freiem Fuß angezeigt oder mit der 
Erstatt�ng der __ Anzeige gleichzeitig dem Gefangenhaus des Lan­
d�sgerichtes f_ur Strafsachen Wien eing-elief.ert werden sollte •und 
diese Entscheidung bereits getroffen war hat er in 'den Aus­
führungen seiner Beschwerde selbst zugestanden. 

D0s angefochtene Urteil leidet de�nach in dieser Richtung 
weder_ an ein�m Feststellu•ngsmangel, noch beruht es auf eiirem_ 
Rechtsirrtum. Die vom Erstgericht getrdfenen Feststellungen lassen 
vielmehr einwandfrei die rechtliche Beurteilung der Tat des An­
geklagten als das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt 
nach dem § 101 StG. zu (OGH., 28. März 1951, 5 Os 171; 
LG. Wien, 6 b S Vr 12396/48). 
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Brandursache: feuergefährliche Stoffe 

Zu den feuergefährlichen Stoffen zählen: Die in der Ministe­
rialverordnung vom Jahre 1901 über den Verkehr mit brennbaren 
Flüssigkei•ten und die in der V,erordnung vom Jahre 1930 über 
die Logerung brennbar,er Flüssi•gkeiten angegebenen Stoffe, zum 
Beispi,el Benzin, Petroleum, Benzol, Benzinlacke, Terpenti,n, Teer­
öle, Alkohol, Aether, Azeton und ähnliches mehr, weiters Fette, 
Harz,e, Oele und di-e aus ihnen hergestellten Produkte, wie zum 
Beispiel Bodenpasten, dann Zellstoffe un.d die aus ihnen herge­
stellten Nitroprodukte, wie zum Beispiel Zelluloid, sowie feste 
und gasförmige Brennstoff.e, zum Beispiel Holz, Kohle, Torf, Leucht­
gas, Propangas und ähnliches mehr. Ueberdies zählen zu den feuer­
gefährlichen Stoffen noch diverse Metalle, wie Kalium, Natri,l!m, 
Aluminium und seine Legierungen, Ma,g-nesium und seine Legie­
rungen. Diese Meta.lle sind insbesondere in zerklei,nertem Zu­
stande (Späne, Staub) leicht entzündlich - •unter Umständen 
neig-en si·e zur Selbs-tentzündung - •und sind, einmal z,um 
Brennen gebracht, sehr schwer löschbar. 

Wenn wir die Brandschadenstatistiken in bezug auf diese 
Ursachengruppen ,näher betracht,en, so mag es auf den ersten 
Blick widersinnig erscheinen, daß di,ese GruP.pe meist bei wenig 
Brandfällen einen relativ .niederen Schaden aufweist. Man sollte 
annehmen, daß gerade die feuergefährlichen Stoffe öfters den 
Anlaß zum Ausbruch ,eines Brandes geben. Nuin s,tehen aber hier 
so str-enge Vorschriften in Geltung, daß die Wahrschei,nlichkeit 
eines Brandausbruches von Haus a,u,s verri•ngert wird. So sind 
zum Beispi,el für den Transport und das Umfüll-en wie auch rur 
die Lagerung von Benzin weitreichende Sicherungsmaßnahmen 
vorgesehen, daß ,es bei einiger Vorsicht .gefahrlos abgehen muß. 

Anderseits steht di,e menschliche Unzulängi'ichkeit ma,nchmal 
in so krassem Widerspruch zu dem vom Gesetzgeber gewollten 
Erfolge, daß man kaum seinen Augen -traut, wenn ab Ulnd zu 
in der Zei,tung der Bericht über den Ausbruch -eines Brandes 
dieser Art. auftaucht. Man kann es wohl der Unwissenheit und 
der Unerfohrenheit ei,ner Hausfr.au zuschreiben, da,B sie die 
festgewordene Bodenpaste auf der Herdflamme erwärmt. Daß 
sich dabei Benzindämpfe entwickeln, die infolge ihrer Schwere 
zu Boden sinken, um sich dann an der offenen Flamme zu ent­
zünden, das_ hat die gute Frau eben nicht gewußt. Wie a:ber 
soll man es erklären, daß sich alljährlich in Betrieben, in denen 
tagaus tagein mit solch gefährlichen Flüs�igkeiten umgegangen 
wird, immer wieder Fälle ereignen, i.n denen zum· Beispiel 
Bodenpas�e -erwärmt wird, ohne daß die mindesten Vorsorgen -
getroffen werden? Ja, es kam sogar vor, daß ein Chemiker 
.in einem Laboratorium di-e Vorratsfla,sche mit- Schwefeläther in 
15 c m  Entfernung von der brennenden Flamme des Bunsen­
brenners umfüllte. ·(Siehe Htelbild.) Wi-e so •ei,n Experiment dUS­
geht, kann man sich mit einiger Phantasi,e schon selbst ausmalen. 

Tank bereits gefüllt ist, mag dem unbefang.enen Leser etwas 
merkwürdig erscheinen. Und doch wiederholt sich so ein Fall 
fast in jedem Jahr. • -

Einen besonders eindringlich mahnenden Fall einer Brand­
katastrophe hatten wir i.n einem Betrieb, der sich mit der Her­
stellung von Gablonz-er Schmuck -befaßt, vor uns. In einem 
Fabrikationsraum, der überdi-es recht provisorisch eingerichtet 
war, standen ungefähr zwanzig :gnoße Vorrotsflaschen mit 
Kollodium. Einige Schritte von diesen Flaschen entfernt standen 
zwei Oefen, di,e - um das rasche Trocknen der Erzeugnisse zu 
gewährleist,en - voll i·n Betrieb standen. Dieser Zustand allecn 
bedeutete schon für di ·e i·n dem Raume Beschäftigten - es waren 
ungefähr zwanzig Personen - eine ung_eheure Gefahr. Nutn 
wollte es das Unglück, daß eine di,eser Flaschen auf den Stein­
boden fiel und zerbrach. Knapp nach dem flüchtigen Aufwischen 
der ungemein feu-ergefährlichen Kollodiumflüssigkei-t (eine Lösung 
von Nitrozellulose i:n Schwefelkohlenstoff) zuckte über den feuch­
ten Fußboden ei,ne bläuliche Flamme. Die Arbeiterinnen, die 
den Mut hatten, durch diese Flamme rns Freie zu eilen, konnten 
sich in Sicherheit bringen. Als dann aber die übrigen Vorr<1ts­
flaschen eine nach der anderen explodierten, da, war ,nur mehr 
die Rettung durch ein enges, in eiireinhalb Meter Höhe befi,nd­
liches Fenster möglich. Vier Mädchen konnten noch auf di,esem 
Wege gerettet werden, bis d1.e Flammenwand das Fenster er­
reichte und jede weitere Rettungsaktion unmöglich machte. Sechs 
verkohlte Mädchenleichen fand di-e Feuerwehr nach Löschung des 
Brandes in der vom Feuer zerstörten W-erkstätte. 

Der eben geschilderte Brond ist in der Brandschadenstatistik 
des Jahres 1950 in der Ursachengruppe der Explosionen zu fin­
den. Hierzu sei an dieser Stelle bemerkt, daß sich die beiden 
Ursachengruppen "Feu-ergefährliche Stoffe" und "Explosionen" 
nicht scharf gegeneinander abgrenzen lassen. Die letzte Unter­
scheidung wird in den meisten Fällen nur ,nach der Art der 
Entzündung und nach. der weiter-en Entwicklung des Brandes z.u 
treffen sein. Hatte die feuergefährlich.e Flüssigkeit ,genügend Zeit 
und Gelegenheit, brennbare Dämpfe z.u entwickeln, und war das 
Mischungsverhältnis mit der Luft in dnem bestimmten Maße ge­
geben, dann wird der Brand wohl immer mit einer Explosion 
eingeleitet und daher statistisch in die Gruppe der Explosionen 
gereiht werden·. 

Sc-hließlich sei noch' ,e,in Fa,H aus der Praxis beschrieben, der 
- wenn nicht rechtzeitig AbHilfe geschaffen worden wäre -
leicht in di-e Bahnen der vorbeschriebenen Kat<1strophe hätte 
gleit•en können. In einem großen Betriebe waren einig,e Frauen 
damit beschäftigt, Eisenschienen mit einer Azetonlösung zu 
reinigen. Der ganze Raum war von Azetondämpfen erfüllt, die 
Kleider der Frauen damit gesättigt und di ·e Luft für eunen n.icht 
daran Gewöhnten fast unatembar. In einem Nebenraum, dessen 
einzige Tür ins Freie führte, stand ,eben i,n di,eser offenstehenden 
Tür -ein Kokskorb mit glühendem Koks, in dem Stahlstäbe ge­
glüht wurden. Di,e abströmenden Azetondämpfe wurden so 
wohlgelenkt über den glühenden Koks seleitet. Ueber kurz 
oder lang wären diese Dämpfe ei,nmal an dem glühenden Koks 
entzündet Worden, die Flammen hätten in den dampfgesättigten 
Arbei,tsraum zurückgeschlagen und der Tod der Arbeiterinnen 
wäre wohl sicher gewesen. 

Die Feststellung der Brandursnche wird in den Fällen eines 
Brondes, der durch brennbare Stoffe hervorg-erufen ist, wohl 
kaum besondere Schwieri,gkeiten bereiten, ganz bestimmt ,nicht 
in den mit explosionsähnlichen Erscheinungen verbundenen Fäl­
len. Meistens w,erden sowohl der Ort des Brandausbruches wi-e 
die noch vorhandenen Reste eindeutig auf diese Brandursache 
hinweis·en. -mi-

BEHÖRDL 
KDNZESS. AUTO 

RETTUNG, HILFE,;BERG UNG 

I�MAH & ��-
TEL. U 45 4 30 

Ein Motorradfahrer, der i.n der Dunkelheit der Nacht den 
Tank seines Fahrzeuges auffüllt und dann mit Hilfe seines Feuer­
z_euges. oder mi·ttels eines Streichholzes feststellen will, ob ger _. '---------------------------
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�ie Gperrftunöenüberf c{)reitung __ _ 
Von Gend.-Kontrollinspektor MAX GERETSCHLJI.GER 

Bezirksgen·darmeriekommandant in Amstetten, Niederösterreich 

Es hat sich gezeigt, daß unter Fachleuten über die Tatbe­
stände, die Anz-eige-erst;ittung und die Bestrafung bei Ueber­
schr-eitung der Sperrstunde im Gdst- und Schankgewerbe kei[}e 
einheitlichen Ansicht-en besteh-en. Ich nehme nachstehend zu die­
sem Th-ema Stellung, um vorhandene Zweifel ,und Unklarheit-en 
zu beseitig.en und· so dem Rechte z·u di-enen. 

Die materi,ell-rechtlichen Vorschriften über die Sperrstunde sind 
in der Ministerialverordnung vom 3. April 1855, RGBI. Nr. 62, 
womit .näher-e Bestimmungen hinsichtlich der Polizeistunde getrof-
f-en wurd-en, -enthalten. • · 

Mit der durch Verordnung vom 20. April 1942, RGBI. 1,
Sei<te 181, erfolgten Einführung des Gaststätten,gesetzes vom 
28. April 1930, RGBI. 1, S. 146, wurde die Verordnung über 
di-e Polizei:stund-e aufg-ehoben. Durch das Gast- 1;nd Schank­
gewerbeg-esetz, Art. 1, vom 3. März 1948, BGBI. Nr. 89, 
wurde das Gaststättengesetz (eine reichsrechtliche Vorschrift) 
wi-eder außer Kraft gesetzt und damit qas österreichische Recht 
auf dem Gebi-et-e des Gast- und Schankgewerbes und des Klein­
handels mit gebrannten geistig-en Getränken wieder hergestellt. 
Daher trat gemäß Art. II Abs. 2, lit. f, des Gast- und Schank­
gewerbegesetzes auch die Verordnung über die Polizeistunde 
wieder in unei,ngeschrä-nkte Wirksamkeit. 

Nach § 1 der V-erordnung über di-e Polizeistunde müssen 
Gast- und Schanklokalitäten sowie Kaffeehäuser zu einer bestimm­
ten Stunde der Nacht geschlossen werden und es darf nach 
dieser Stunde Gästen weder der Zutritt zu denselben, -noch 
das längere Verweilen daselbst gestattet werden. Dies-es 
Verbot findet jedoch in Ei-nkehrwirtshäusern auf ankommende 
Reisende und -Fdhrz-euglenker keine Anwendung. Der Landes­
hauptmann hat die Polizeistunde mit Rücksi.cht auf di,e Landes­
und Ortsv-erhältnisse festzusetzen, -er kann di-e Bestimmung hier­
über auch den ·untergeordneten Behörden übertragen. 

Unter den Gastwirten Lst vi,�lfach die irrige Meinung ver­
'brei'tet, daß zum Tatbestande !cler Sperrstundenüberschreitung 
a,uch -eine Bewi'rtu,ng der Gäste erforderlich sei. Es ist jedoch 
schon dds alleini,ge Off-enha,lt-eo der - Lokalitäten und das V-er­
weil.enla.ssen der Gäste ohne Bewi.rtung u.nter Strafe gestellt. 

In Ni,ederöst-err-ei,ch hdt der Landeshauptmann auf Grund der 
Verordnung über die Poliz-eistunde und der §§ 54/2 l\J,nd 14/2 
der Gewerbeordnung (GewO.) 'd-i,e Bezirkshauptmannschaften, 
die Polizeikommissariate in Wr. Neustadt und St. Pölten, sowie 
di-e Bürgermeister in Krems und Waidhofen a. d. Ybbs ermäch­
tigt, die Sperrstunde innerha.16 der nach,mgeführten zeitli<:hen 
Grenzen, unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung 
der einz-elnen Gemeinden, der Bedürfnisse der ansässig.en Be­
völk-erung und des Fremdenv-erkehrs sowie sonst maßgebender 
lokaler Verhältnisse im Einvernehmen mit der zuständigen Kom­
mandantur der Bes.atz·ungsmacht wie folgt -neu zu reg.ein: 

1. Die Sperrstund-e für Hotels u,nd Gasthäuser, Stehwej,n­
hallen, Auskochereien u-nd Automat-enbüfetts i-st spätestens mit 
24 Uhr, für KdHeehäuser, Bars •und ähnliche Unternehmungen, mit 
Ausna'hme der sog-enannten Kdffeekonditoreien, für welche 'di,e 
für Zuck,erbäckerbetri,ebe festg-esetzte Sperrstunde gilt, mit 2 Uhr 
morgens festzus-etzen. Für Ba:hnhofrestaurdtionen und Büfetts 
kdnn, sof-erne personenführ-ende Züge in den ersten Morgen­
stunden ei,ntr-effen, die Sperrstunde gegebenenfa,l'ls mit einer 
ha.lben Stunde nach Ank,u,nft des letzten person-enführenden 
Zuges festg-esetzt werden. 

Für den 24. Dezember wird die Sperrstunde für Gast- und 
Schankbetri-�e aller Art -ei,nheitlich spätestens mit 20 Uhr festzu­
setzen sein. Hobels, Schutzhütten, Alpengastwirtschaften 11Jnd 
ßd'hn'hofr-estaurdtionen haben jedoch a-uch ,nach di-eser Zeit den 
Betri-eb �nsow-eit dufr-echtzuerhalten, als -es für die BedürFni,sse 
des Reisepublikums erforderlich. ist. In der Si-lvesternacht ist das 
Offenhalten aHer Betriebe -des Gast- und Schdnkgewerbes bis 
4 Uhr früh zu g-esta.tten. In der Ze'it vom 1. Mai bis 30. Sep­
tember sind Gast- und Schd•nkgewerbebetri,ebe aller Art minde­
stens bis 5 Uhr, in den übrigen Mol'\d,ten bis 6 Uhr morgens 
geschlossen zu hdlten. 

2. Zur Sicherung der öffentlichen Ruhe ,und Ordnung oder 
zum Schutze sonstiger Interessen (bei Seuchengefahr u. dgl.) 
kann die Behörde für -einzelne Gast- und Schankgewerbebetri-ebe 
einer oder mehrerer Gemeinden oder des p::ilitischen Bezirkes 
dllgemein auch eine frühere Polizeistunde festsetzen. 

Dds Sicherheitsorgdn selbst kann niemals die Schließung des 
Gastfokales vor der Sperrstunde anordnen, auch .nicht, werin zu 
befürchten ist, daß es zu -einer Ruhestörung (Rauferei) kommen 
könnte. 

Der Gastwirt kann .aber sei1n Lokdl auch schon früher 
schli,eßen denn di,e Bes'timmung des § 1, daß Gast- und Schank­
lokali'täte� usw. zu bestimmter Stunde schli-eßen müss-en, bedeu-,.., 
tet nicht, daß die Betriebe bis zur festgesetzten Stunde offen 
gehalten werden müssen. Solange der Gastwirt usw. dber offen 
hätt, muß er an Sitz- und Stehgäste Waren, di-e zu den notw.en­
digen Bedürfnissen des täglich-en Unterhaltes -g,ehören, und die 
er zum V-erkaufe bereit hält, gemäß § 482 StG. verabfolg-en. 
Frdglich ist es aber, ob der Gastwirt nach § 482 StG. gestrdft 
werden kann, wenn er 

.· 
sein Lok_al schon vor d_er festgesetzten 

a'\ Sperrstunde schließen will und sich deshalb we1g-ert, den noch p-,:i 
anwesenden Gästen albholische Getränke, von denen si,e ohne-·­
hin schon genossen haben, zu v-erabreichen. Der Zweck des § 482 
StG. ist nämlich der, zu verhindenn, daß -ei-n Gewerbetreibender, 
der Nahrungsmittel und Getränke im Vorrat hdt, den Personen, 
die i·hrer bedürfen, die Abg3be verweigert und derart ei,nen 
Notstand schafft, der allenfo,lls zu öffentlichen Unruhen führen 
kann. W:enn also Gästen, die schon durch einige Zeit gegessen 
•und getrunken haben, di,e w-eiter-e Verabfolgung von Speisen 
und Getränken versagt wird, li,egt der Tatbestand des § 482 
StG. wohl nicht vor. Di,e Gäste können in solchen Fällen -nichts 
ander-es tun, als ,ei-n solches Gdstha'US zu meiden U1nd ein and-e-
res dufzusuchen, dess-en Inhaber ihren Wünschen mehr -entgegen­
kommt.

3. In Branntweinschenken und Branntweinkleinverschleißgeschäf­
ten ist die Sperrstunde so !.estz�setz:n, daß diese an Werk­
tagen frühestens ab 6 Uhr fruh bis . spat�stens 19 Uhr, an Sams­
tagen in ausgesprochenen lndustnegeb1eten -eventuell Freitag 
(Loh�auszahlungstag) ,nur bis 11 Uhr geöffnet halten dürf-en. 

4. Bezüglich der Buschenschenken in Niederösterreich treten 
die Bestimmungen des § 8 des Buschenschankgesetzes vom 
14. Juli 1936, LGBI. Nr. 111, denen zufolge di,ese .Betri,ebe in 
der Zeit von Mitternacht bis 6 Uhr morg-ens geschlossen zu hal­
t-en haben, wieder i1n Kraft. 

Der § 2 der V-erordnun9 über die Polizeistunde spricht vom 
Offenhaiten der Gast- und Schankloka,litäten sowie der Kaffee­
häuser über die Polizeistunde. Die Bewilligung hierzu ka,nn auf fl
Grund der Ermächtigung durch den Landeshauptmann, a-u-f Nieder- · 
österr-eich bezog-en, von den Bezirkshauptmannschaften, den Bu,n­
despoliz-eikommissariat-en und den erwähnten Bürg-ermeistern er-
teilt w-erden. Di-e Bewilligung kann nur in Einzelfällen über An­
suchen bis längstens 4 Uhr morgens gegeben werden. Di.e Er­
teilung solcher Bewilligungen ist stempelpflichtig (4- S-Stempel 
a•uf Ansuchen). W-eiters i·st -eine Abgabe von 5 S für ßdra1us­
lagen pro Bescheid und bei Genehmigung -ein Betrag von 4 S 
pro Stunde zu entrichten. Di-e Erteilung solcher Bewilli,g.u,ngen 
kdnn g,egen jederzeitiigen Widerruf i-n Städten und größenen 
Märkten auch dem Bürgermeister übertragen werden, wenn ei,ne 
mißbräuchliche Verwendung dieser Ermächti'gungen ,n,i-cht zu be­
fürchten ist. Die BewiJli.gung ist -nur schri-ftlich zu -erteilen. Im 
hi.esigen Ber,eiche sind die Bürgermei-ster zur Erteilung von Sperr­
stundenüberschreitungen -nicht -ermächtigt worden. Die GastwPrt-e 
müssen daher die Ansuchen bei der Bezirkshauptmannschaft ein­
bringen. Den Bürgermeistern wurde aber allg-emein ein Mitsprache­
r-echt insof-ern ei,ng,eräumt, a,ls den Ansuchen -ei,ne Stellungnahme 
des Bürgermeisters anzuschli,eßen ist. Di,e Ansuchen müss-en drei 
Tdge vor der beabsichtiigt-en Ueberschreitung der Sperrstunde 
einlangen. 

Im hiesigen Verwa-ltungsbereiche sind die Bürgermeister nur 
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zur selbständigen Genehmi-gung der Abhaltung von Tanzmu,sik­
v-eranstaltungen (Bällen, Kränzchen •usw.) kompetent. Di-e Be­
willigungen, die spätestens -eine Woche vorher einzubringen si·nd 
und schriftlich erteilt werden müssen, sind ebenfalls gebühr-en­
pflichtig, auch ist -eine Musikabgabe zu entrichten. Di-e BewiHi:gu-ng 
zu·r Abhaltung von Maskenbällen hat sich jedoch di,e Bezirks• 
hauptmannschaft vorbehalten. 

Der § 3 der Ministeria,lverordnung verweist auf di,e kaiser­
liche Verordnung vom 20. April 1854, RGBI. Nr. 96, nach der 
die Inhaber von Gast- und Schanklokalitäten und Kaffeehäusern 
behandelt werden, die ihre Lokale über di-e festgesetzte ,oder 
nach § 2 erweiterte Pdiz,eistunde offen halten, oder die zwdr 
nach dieser Stunde sperren, aber dennoch den Gästen d-en Zu­
tritt oder das läng,er-e V-erweilen in den Lokalitäten gestatten. Di,e 
Untersuchung und Bestrafung der Uebertretu,nsen der Verordnung 
über di:e Polizeistunde obli,egt ·gemäß § 5 den früher g,enannten 
Untx;rinstanz-en. 

Miit Artikel III, Punkt 6 des Einführungsgesetzes zu den Ver­
Wdltungsverfahrensgesetzen (EGVG. 1950) wurde jedoch die 
ka,iserliche Verordnung vom 20. April 1854, mit 31. Dezember 
1925 aufgehoben. Zugleich -bestimmte Artikel 43, Punkt XXXIV 
des V,erwaltungsentlastu.ngsgesetzes vom 21. Juli 1925, BGBI. 
Nr. 211, daß dre Verordnung über die Poliz-eistunde -nunmehr 
zu d-en g,ewerber.echtlichen Vorschriften zählt, weshailb auch 
§ 131 GewO. durch Absatz 3 ergänzt wurde. Di·e Uebertr-etungen 
der Verordnung über di,e Poliz-eistunde bei Ga.st- •und Schank­
gew-erben sind daher sei,ther, soweit di-e Miinisteridlverordnung 
in Geltung stdnd, -nach § 131 Abs. 1 GewO. zu bestrafen. 

Vielfoch wird die Meinung vertreten, daß dti,e Uebertrebu-n­
g,en der Poliz-eistunde •nach A_rt. VII EGVG. bestrdft werden. 
Art. VII EGVG. haf jedoch nur den Zweck, Ersatz zu biiet-en. 
Di,eser Artikel dient zur Bestrafung -nur dann, wenn wenigstens 
aus dem Wortlaut-e einer Verwaltungsv,orschrift hervorgeht, da.ß 
die Tdt von einer Behörde g-ea-hndet werden soll un.d Strd fairt 
und Strdfmaß fehlen. Di,e erste Voraussetzung erfüllt § 4 der 
Ver,ordnung über die Polizeistunde, der noch besprochen wird. 

Dd aber Strdfart und Strafmaß im § 131 GewO. enthalten sind, 
etübrigt sich eine Bestrafung nach Art. VII EGVG. 

§ 4. Die Sicherheitsorgane ha�en bei wahrg.�nommenen U�ber­
tretungen di-eser Vorschrift zunachst den dafur verantwortl1ch-en 
Inhaber des Gast-, Schank- oder Kaffeehauses an di-e Erfüllung 
seiner Pflicht zu erinnern. Bleibt diese Erinnerung selbst n<l1'
Verlauf -einiger Zeit fruchtlos, so sind jene Gäste, di-e_ über d1ie 
von den Sicher'hertsorg.a-nen dn sie unmittelbar gemachte �uffor­
derung sich nicht entfernen, hierzu zu verhalten, �d unterliegen, 
insoferne ,nicht eine durch das Strafgesetz v-erponte Handl-ung 
mi.t -unterläuft, der Behandlung und Ahndung -nach der im � � 
bezogenen Verordnung (jetzt GewO.). 

. . Nach § 4 der V-erordnung über die Polizeistunde ka_nn daher 
sowohl der Gastwirt -usw., als auch der Gdst, wenn d1-eser der 
Aufforderung eines Sicherheitsorganes, d3s Lokal zu verlassen, 
nicht Folge leistet, angezeigt werden. 

Es besteht jedoch keine Möglichkeit, nach- dieser Verordnung 
auch den Gast anzuzeigen, der, vom Ga-stwi.rt aufgefordert, sich 
zu -entfernen, sitz-en bleibt und sich passiv verhält. 

Seit 1. Jänner 1926 bi-etet jedoch in diesem Falle § 1 · cles 
Verwdltungsstrafgesetzes (VStG. 1950) di-e Hand_habe, bei_ dem 
geschilderten Verhalten auch den Gast zur Anze1g-e zu bringen. 
Damit wurde erstmals allgemein a,uch im Verwaltungsstrafverfahren 
dnalog wie i.m Strafrecht durch § 5 StG. Anstiftu-ng und Beihilfe 
zu einer Verwaltungsübertretung als strafba.r erklärt. Es kann 
sogar nur der widerstrebende Gast strafbar sein, wenn der 
Gastwirt beweist, daß er a-lles getan hat, um den g�setzlichen 
Zustand herzust-ellen (zum Verldssen aufgefordert, Licht dbg-e­
dreht usw.). Daß man den gegenüber dem Gastwirt ungeh�r­
samen Gast nach § 1 VStG. anzeigen kann, ist ,nicht allgemein 
bekannt. Es ist daher pegrei.fl'ich, daß in der Regel di1e Besitz-er 
der v-erschiedenen Gast- und Schankstätten immer wieder zur 
Ver<1ntwortung gezogen werden und die Leidtragenden sind, 
während mitunter vidleicht der Gast hätte angezeigt werden 
könn-en. 

Anstiftung und Beihilfe begeht, w-er vorsätzlich veranlaßt, daß 
ein dnderer ,ei,ne Verwaltungsübertr-etung begeht (Ansti�ung) 
oder wer vorsätzlich einem anderen die Begehung einer Verwal­
tungsübertretung erleichtert (Gehilfentäti,gkeit). 

Daß der sich passiv verhaltende Gast vorsätzlich gehdnaelt 
ha-t, kann Y-(ohl niaemand bestreiten. M;i-nchmal will man a?er 
den § 1 VStG. bei dem geschilderten Verhalt";� deshal�. ni_cht 
gelt,en lassen, weil man mei,nt, ·daß das Wort veranlaßt eine 
aktiv,e Tätigkeit, ein Handeln verlangt, ,nidit dber ei_n rein p_assi­
ves Verhalten. Diese Ansicht ist irrig, denn wie bei strafgencht­
lichen Tdtbeständen Unterlassungen mög!ich sind, so ist auch im 
V-erwaftungsstrafverfahren g,emäß § 1 VStG. die Unterlassung, 
wenn ein Gebot zu handefn bestand, strafbar. Anstiftung ,nach 
§ 1 VStG. kann daher auch durch passiv-es Verhaften begangen 
werden. Dds Gesagte zeigt, daß der § 1 des VStG. eine gewisse 
A-ehnlichkeit mit § 5 des StG. hat, •und daß demnach bei lnter­
pr-etdtion des § 1 VStG. immerhin ,eine Bedachtndhme auf 
Theorie -und Praxis zu § 5 StG. erfolgen kann. 

In -einem konkreten Falle wurden i1n Tirol einige Gäste weg-en 
Anstiftung zur Uebertretung der Polizeistunde ndcrt der GewO. 
bestraft weil sie der Aufforderung des Gastwirtes, das Lokdl 
zu v-erl�ss,en nicht ·Folge gdeistet haben. Der V-erwaltungsgeridits­
hof wi.es di-e Beschw,erde geg-en das von der Landesregi,erung 
bestätigte Straferk-enntnis als unbegründet db. In den Entsch-ei­
dungsgründen wurde ausgdührt, daß es dem Gerichtshof kei:nes­
w-egs unschlüssi.g schi,en, wenn di-e belangte Behörde in der 
Nichtbeachtung der Aufforderung des Gastwirtes die Anstiftun,g 
zur Uebertr-etung erblickt hat. Ein solches Verhalten des Gast-es 
decke auch die Annahme der Vorsätzlichkeit. Es wurde auch, a;u15-
gesprochen, daß bei Zutr.effen der Voraussetzungen des_ � 1 
VStG. die Strafbarkeit nach den Vorschriften des VIII. Haupt­
stückes der GewO. eintritt. 

Das 'Einschr.eiten des Sicherheitsorganes bei Sperrstunden­
überschreitungen -erfordert Taktgefühl -und Ei·nfühlungsvermög-en, 
um nicht Wachebelei·digungen, Einmeng.ung in eine AmtshandllJ!flg 
oder gdr Widersetzlichkeit heraufzubeschwör,en. Oft findet sich 
auch zufällig eiM Gesellschaft zusammen, die nicht dJi,e Absicht 
hd-t, sich zu bez-echen. Bei· guter Stimmung werden dann 8[erdd.e 
noch vor der Sperrstunde geistige Getränke bestellt, m_eist un_ter 
dem Ei.nfluß und der Wirkung des Alkohols. Dds S1cherhe1:ts­
organ darf in solchen Fälfen nicht kleinlich sein. Es kann nicht 

• gerade bei zehn Minut-en Ueberschreitung der Sperrstunde schon 
auf dem Verlassen des lokales best-ehen. 

SPITZH UTTL •SEIDEN:WOLLSTOFFE· 
1-nEUER mARKT 16 . HER.R.ENsroFFE•

15 



In diesem Zusammenhange sollen noch pie. weiteren Ver­
pflichtung_�n oder Rech·te des Gastwirtes bei Abgabe von geisti,­
gen Getranken, und zwa.r nach den eimchlägi.gen Jugendschutz­
bestimmungen und zur Sicher-u,ng der Ruhe und Ordnung im 
Gast- und Schankgewerbe -besprochen werden. 

1. Nach dem Gesetz vom 1. Juli 1922, BGB!. Nr. 448, i-st in 
- Schankstätten, <1bgesehen von dem Anschlag des Wortlautes des 

Gesetz.es, diie Verabreichung geisti,ger Getränke an Unmündig-e 
das si,nd Personen unter 14 Jahren, verboten. Uebertretunge� 
werden vom Gerichte bestraft. 

W,er weiters beim Ausschank oder Kleinverschleiß gebrannter 
geist(�•er- Get_ränke eine: Pe'.son unter _16 Jahren ein ,g-eisti.ges 
Getrank verabreicht, wird, 1nsoferne die Handlung ni:cht unter 
di-e v0rerwähnte Bestimmung fällt, von der Gewerbebehörde be­
straft (V,erwaltungsübertretung). 

. Ni?7t strafbar ist jedoch das Vera:breichen geistiger Getränke, 
d1·e fur Erw<1chsene zum Genusse außerhalb der Scha,nk- ,und 
Verschleißstätte bestimmt sind, an Personen unter 16 Jahren di-e 
diese Getränke aus di-esen Lokalen holen. , . ' 

2. Nach der noch gültig;n Polizeiverordnung zum Schutze der 
Jugend, v<;>m 6. Juni 1943 (reichsrechtliche Vorschrift) gibt es f.ol­
gende Verbote, durchwegs Ver,valt:ungsübertretungen: 

§ 2.' Schon der bloße Aufenthalt in Gaststätten ist Personen 
unter '.6 Jahren, �ie sich nicht in Begleitung des Erzi-ehungs­
�erecht1gten oder_ seines Beauftragten befinden, verboten. Jugend-

- liehen von 16 bis 18 Jahren ist der Aufenthalt in Gaststätten 
ohne Begleitung des Erziehung-sber-echtigten oder seines Beauf­
tragten nach 21 Uhr untersagt. 

§ 4. Allgemein verboten ist Personen unter 18 Jahren der 
Besuch von Variete-, Kabarett- und R-evuevorführu,ngen. 

§ 5. Personen bis zu 16 Jahren ist das Tanzen in der 
Oeffentlichkeit verboten. Jugendlichen von 16 bis 18 Jahren ist 
das Tanzen nut, in Begleitung des Erziehungsberechtigten oder 
seines Beauftragten bis 23 Uhr erlaubt. 

§ 6 :'\bs. 2. Perso�en unter 16 !�hren dürfen ohne Begleitung 
des Erz1-ehungsberecht1gten oder seines Beauftragten Schieß- oder 
Spi-elgeräte gegen Entgelt nicht benützen. 

§ 1 verbietet den Genuß von Br.anntwein und ähnlichem 
durch Personen von 16 bis 18 Jahren (die Verabreichung geisti­
ger Getränke an P-ersonen unter 16 Jahren wird nach dem Ge: 
setz vom 1. Juli 1922 angezeigt und bestraft). Darous ist .zu
ersehen, daß die Poliz-eiverordnung strenger ist. 

§ 8. Personen unter 18 Jahren ist das Rauchen in der Oeffent­
lichkeit verboten. 

Do die Polizeiverordnung zum _ Schutze der Jugend eben­
falls Strafbestimmungen enthäl-t (§ 12), -entfällt auch hier eine 
Bestrafung __ nach Artikel VII EGVG. Nach der �erordnung (§ 12 
Abs. 1) konnen Geldstrafen und Ju-g,endarrest 1n der Form 'des 
Freiz-eitarrest-es verhängt werden. Nach einem Erlaß der Li-ndes­
regi,erung sollen zw-eckmäßi1gerweise Geldstr<1fen nur bis zum 
Höchstbetrage von 100 S verhängt werden. Gemäß § 6 Abs. 3 
des Str-afanwendung.sgesetz-es, StGB!. Nr. 148/45, entspricht nach 
der österreichischen Terminologie di-e Haftstrafe des Jugendarrestes 
in der Form ·des Freizeit<1rrestes dem Arrest oder Hausarrest. 
_Für "Jugendarrest" oder "Freizeitarrest" enthält das erwähnte 
Gesetz keine besonderen Bestimmung,en. Diese Begriffe s•ind dem 
österreichischen Verwal-tungsstrafrecht fremd. Da es sich aber bei 
diesen Strafen zweifellos um Freiheitsstrafen handelt, können 
auch über Jugendliche nur die im § 11 VStG. vorgesehenen •Frei­
heitsstrafen verhängt werden, nämlich Arrest •und Hausarr-est. 
Die Begriffe "Jugendarr-est" und "Freizeitarrest" waren i-ni 6 8 
des nicht mehr in Geltung stehenden Reichsjugendg-erichtsgeset;es, 
in der F<1ssung der Jugendstrafrechts-v-emrdnung vom 6. Novem­
ber 1943, RGBI. 1, S. 635, definiert. Demnach konnte Jugend­
arrest Dauer<1rrest (1 bis 4 Wochen), Freizeitarrest (diie a,11-
wöchentliche Freizeit des Jug.endlichen, also -eine Freizeit in 
einer Woche - Woch·enkarz-er) und Kurzarrest (mindestens 
1 bis 6 T <1ge) sein. 

3. Anstiftung und Beihilfe nach § 1 VStG. ist unter den dort 
erwähnten Voraussetzungen nur zu,r Uebertretung des Geset­
zes, betreffend Verabreichung gei"stig.er Getränke an Jugend­
Hche, vom 1. Juli 1922 möglich, und zwar natürlid, •nur im 
zweiten Fa.lle bei den Verwaltungsübertretungen. Die Mitschuld 
bei Verabreichung geistiger Getränke an Unmündige (erster Fall) 
wird nach § 5 StG. beurteilt. Die Bestrafung -erfolgt bei Anstif­
tung und Beihilfe zum Gesetze vom 1. Juli 1922 nach § 1 Punkt 2 
dieses Gesetzes. 

Die Polizeiverordnung zum Schutz-e der Jugend -enthält selbst 
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Bestimsnungen über die Mitschuld, so daß hier die Heranziehung 
des § 1 VStG. entbehrlich ist. 

4. Abschließend möchte ich noch die oft ventilierte Frage 
nach einem Wirtshausverbot für Exzedenten, Ruhestörern usw. 
beantworten. Ein solches Verbot gab es nur während des Krieges 
nach Reichsrecht. Heute gibt uns die Antwort <1uf diese Frage di-e 
Verordnung vom 9. Juli 1930, BGBI. Nr. 209, betreffend Maß­
nahmen zur Sicherung der Ruhe· -und Or.::lnung im Gast- und 
Schankgewerbe. 

Die Inhaber von Gast- und Schankgewerben sind b e r  e c h­
t i g t, Personen, die durch Trunkenheit, durch ihr sonsbiges Ver­
halten oder ihren Zustand die Ruhe und Ordnu,ng im Betri,ebe 
stör,en oder bei den anderen Gästen berechtigtes Aergernis er­
regen, den Aufentha,lt in den Betriebsräumen zu verwehren. 
Weiters sind sie berechtigt, Personen, di,e sie schon wi-ederholt 
a-us solchen Gründen aus den Betriebsräumen gewiesen haben 
oder von denen ortsbekannt oder mit großer Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten ist, daß ihr Aufenthalt störend oder ärgerniserregend 
wirken wird, von vornherein das Betreten der Betriebsräume zu 
verbieten. Sie können zur Beseitigung ei.nes 1h_nen hierbei ent­
gegeng-estellten Widerstandes um die Unterstützung der zustän­
digen Orga.ne der öffentlich-en Sicherheit ansuchen. 

Diese Bestimmungen bi-eten zwar keine Handhabe, durch ein 
Straferkenntnis gegen solche Personen das Verbot des Gasthaus­
besuch,es auszuspr,ech.en, da die GewO. als Gesetz ·und die er­
wähnte Verordnung zu § 54/2 dieses Gesetzes ei1n solches Ver-
bot als Nebenstrafe nicht vorsehen. Die Verordnung gibt dem � 
Gastwirt das Recht des z,ei:tlich beschränkten oder unbeschränkten """) 
Lokalverbotes gegen Ruhestörer usw. Dieses Lokalverbot- wird 
a.ber nicht von der Behörde, sondern vom Betri,ebsinhaber er­
lassen und liegt i,n seinem Ermessen. Di-e Nichtei,nhaltung dieses 
V,erbotes -bzw. die Nichtberücksichtigung di-eser Verordnung ka,nn 
auch von der Behörde nicht bestraft werden, da es sich um 
.Priva,tr,echt handelt. Die· Erzwingung des Lokalverbotes ka,nn nur 
durch den Inhaber selbst erfolgen. Nur im Falle eiines Wider­
standes kann die HHfe der Gendarmerie (Polizei) d,ngerufen 
werden. Verstößt das Verhalben des Gastes nicht na.ch ander-en 
V-orschrifben, zum Beispiel Art. VIII EGVG. (Störung der Ord-
nung, ung-estümes Benehmen usw.) ka,nn wegen der Nichtbeach-
tung der Anordnungen des Gastwirtes aHein nicht eingeschritt-en 
werden. 

1 
"" p;ofdidcJ, ... 
DII KOCHFIRTIQE KAFFEEWORFEL 

Wiener Uer�e�rsunlallstatisti� 1��1 
Die Bundespolizeidirektion Wien gibt bekannt: 
Im Jahre 1951 haben sich im Gebiete von Wien i-nsgesamt 

13.296 Verkehrsunfälle -er-eignet. Davon waren 5511 Unfälle mit 
Personenschaden und 1119 Zusammenstöße· mit Sachschaden. 
Hierbei wurden 113 Personen getötet, 1167 schwer verletzt 
3918 leicht und 1682 unbestimmt verletzt, zusammen also sind 
6940 Personen zu Schaden gekommen. Diesen Verkehrsun"falls­
ziffern steht eine Vermehrung der Kraftfahrzeuge in W·ien von 
62.310 im Jahre 1950 auf 71.043 im Jahre 1951 aegenüber. Bei 
allen Verkehrsunfällen 'hat es sich· durchwegs nicht um ein ,un­
abwendbares Schicksal gehandelt, sondern fast immer um Nach­
lässigkeit, Rücksichtslosigkeit oder Unkenntnis der wichti1gsten 
Grundregeln über das richtige Verhalten im 'Straßenverkehr. 
Die wichtigsten Unfallsursachen waren: Unvorsi"chtig-es F<1hren: 
4964 Unfälle; Nichtbeachtung der Verkehrsvorschriften: 3122 . 
übermäßige Fahrgeschwindigkeit: 1043; Unachtsamkeit der Fuß'. 
gänger: 1422; T runk-enheit des Lenkers: 328; Trunkenheit des 
Fußgängers: 88; Spielen auf der Fahrbahn: 121; Auf- -u:nd Ab­
springen (Straßenbahn): 212 und Anhängen an 'Fahrzeugen: 
15 Unfälle. 

Die bei den Verkehrsunfällen setöteten und verletzten Per­
sonen verteilen sich auf Altersgruppen und Gdchlecht: 

Alter: Männlich: Weiblich: 
Bi"s 14 Jahre · 539 241 
14 bis 18 Jahre · · · · 356 104 
18 bis 60 Jahre · · · · 3456 1219 
Ueber 60 Jahre · · · · 518 441 

Aufteilen der Unfälle nach Wochentagen: 
Sonntag 
Montag 
Dienstog_ 
Mittwoch 
Donnerstag 
Freitag 
Samstag 

Aufteilen nach Tagesstunden: 

1038 Unfälle 
2019 Unfälle 
1861 Unfälle 
2040 Unfälle 
2033 Unfälle 
2338 Unfälle 
1901 Unfälle 

Von O bis 1 Uhr 118 Von 12 bis 13 Uhr 
„ 1 11 2 11 

11 13 14 
II 2 

II 
3 53 14 

II 15 
II 

3 4 36 15 ,, 16 
4 II 

5 II 
56 16 11 

II 5 6 II 68 17 18 
6 T II 

319 18 19 
r 11 8 568 19 20 
8

II 
9 II 

661 20 21 
II 9 II 

10 // 833 21 22 
// 10 II 

11 II 
881 22 23 

II 

II 11 II 
12 II 

1043 II 23 
II 24 

II • 155 
Die mittägliche Verk-ehrsspitze w_a-r, wie obige Statistik zeigt, 

zwischen 11 und 12 Uhr ·und die abendliche V,erkehrsspitze 
zwisch-en 11 und 18 Uhr. 

Wieder, wi-e im Vorjahr, hat der 1. Bezirk die größte Un­
fallsziff.er. Es haben sich 2218 Unfäll-e zugetragen. 

Die geringste Unfallsziffer hatte ebenfalls wi-eder wie im Vor­
jahr der 26. Bezirk. Der schwarze Tag des Johres 1951 war 
der 29. April m:i·t 3 Toten und. 184 Verletzten, inbegriffen das 
Straßenbahnunglück in der Breitenfurter Straße. 

. _An Unfällen waren vo�wiegend inländische Fahrzeuge be­
teiligt. Und zwar: 16.203 in Wien zugelassene Kraftfa.hrzeu-g,e 
103 _burgenländische, 923 nieder�sterreichische, 39 Salzburger: 
22 Tiroler, 10 Vorarlberger, 32 Karntner, 85 oberösterreichische 
10 Linzer, 54 steiermärkische und 51 Grazer Kraftf<1hrzeuge. Au; 
dem Ausland waren 136 Kraftfahrzeuge an Verkehrsunfällen 
beteiligt. 

Bild 

Bild 

Bild 

• 

Bild 

1: 

2: 

3: 

4: 

Oberstes Gebot jedes Verkehl'steilnehmers muß die unbedingte Ein­
haltung der Verkehrsvorschriften sein. Dieser Wagen wurde durch 
die Unachtsamkeit des Lenkers eines LKW deformiert, die Insassen 
schwer verletzt. 
Technische Mängel an l<raftfahneugen wie bei diesem Anhänger sind 
in selteneren Fällen Ursachen von Verkehrsunfällen 
Selbstverschuldeter Tod auf der Straße infolge Alkoholgenuß. Wie 
die Statistik beweist, ist noch immer ein erheblidier Prozentsatz 
der Verkehrsunfälle auf Alkoholeinwirkung zurücl<zuführen. Audi 
sdion geringe Mengen Alkohol beeinträditigen den Grad der Zuredi­
nungsfähigkeit des Lenkers. 
Durdi übermäßige Fahrgesdiwindigkeit ereignen sid, jährlidi zahl­
reidie Verkehrsunfälle. Der Lenker eines Kraftfahrzeuges muß die 
Fahrgesdiwindigkeit so einhalten, daß er nie die Herrschaft über den 
Wagen verlieren kann. 



Sa. lieint. flilolf Dittrich Kolonialware n, Kaffee, 

Wien XX, Jä.gersfral}e 41 Tee, Gewürze 

,... ,..... ,. 
) ( 

G�amte Sporlaa1U"Ottl11n11 und Betlell••• 

P H O T O D I E N-S T ST E L L E N ' -

in Wien und der Provinz 

liefern wir sä mtl i oh e Bedarfsartikel 

PHOTO-KONSUM 
Inhaber: 

Vinzenz Dworzak, Johann Banzl 

W i e n  VI 
Capistrangasse 2 
Telephon A -� 0 81 und ß 23 2 87 

Geschiflszeif von 8-17 Uhr, Samstag von 8-12 Uhr 

Langjähriger Lieferant der 

Kulturinstitute, Schulen, Behörden 

und Industrie 

Allltung, &endarmerie�eamte 1 
3 wichtige Punkte : 

Verkauf auf Teilzahlung 
ohne Preilaufschlag 

Ohne Kaufzwang 
kann sich jeder Gen­
d1frmeriebeemte über 
die Dienststelle 2-3 
Uhren zur Auswahl 
senden lassen 

Nur Qualitätsuhren 
prima Sdlweizer Voll­
ankerwerk.: für Damen 
u. Herren Wecker- u. 

Küd-tenuhren 

HAHS PlbCH 
UHRMACHERMEISTER 
Wien 1, Wipplingerstr. 3 
Lieferant der Oendarmorlo 
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1. Spore mit 
Deinem Geld 

2. K1ufe nur 
Ouolilötsworen 

3. Teil zahlung 
auf 3 Mono<te 

Das passende 
Ge1chenk 

AUTO RÄDER 
für alle Marken, neu und gebraucht. 

Sonderanfertigung und Reparatur. 

HERING-RAD, Wien 111/40 Gärtnergasse 5 

ftlriliaWerketittundfliraHeim 

&LUfflOFORffl 
DER ,KALTE LElml 

Chemische Fabrik 

Wilhelm 

Neuber A.G. 

Wien VI, Brückengasse l 

Telephon B 27 5 85 

F. 11E11D)11L11l:NG11E11ll 11[(. G.

Veredlung aller Arten Textilgewebe 
Färbungen in allen Ecbtheitsstufen, Spezial-Krumpfung, 
knitterfreie und waschechte Appreturen 
Spezial-Filmdruckerei für Tischtücher, Vorhänge 
und Kopftücher 
Kunstledererzeugung ,,ELEDIN" in allen Kulturstaaten patentiert 

Wien - Kaisermühlen, Schiffmühlenstraße 97-118, Telephon R 40030, R 43 206 Stadtbüro und Lager: Wien I, Salzgries 15, Telephon U 26 0 47 

Textilwaren und Teppichhaus 

21uoo1t fiosnnoer 
Inhaber: Heinrich Tulzer 

Steyr, StoOtplolJ 20-22 

Herren- und Damenstoffe, Teppiche, 
Vorhänge, Bettwäsche, Woll- und Steppdecken, 

Linoleum, Kokosläufer, Bettfedern 

Mukenhube r & Maralik 
W I e n 111, Barlchga11e 1 

RADIO­

ELEKTRO­

G'ROSS­

LA GER 

Fern ru f U14485,U11351 

0'.0 gute� 
8e30-ffiöbel 

Tischlerei un'd Ausstellungen: 
VII, Neub�ugasse 25 (Elsahof) / B 34 _4 23 
X, Favoritenstraße 134 (beim Amalienbad) / U 43 3 51 
X, Laaerstraße 21 (beim Amalienbad) / U 41 0 88 

t;�f44, �� 
Nur Qualitätsmöbel 1 

�lttwt., W.cts"e 
für Herren, D�men und Kinder und 

jeder Art 

K d u f h d u s 

S t e y r, S t a d t p I a t z 9 

HERD- UND OFENFABRIK 

eil. (J)o-fnehal� 
STEYR, 0.-0. 

empfiehlt seine anerkannt besten Erzeugnisse In rostfreier 
Edelstahlausführung 

Großküd,enanlagen 
Küdien• und Landwlrtsdialtsherde 

Tl1d,herde 
Kessel- und Seld,anlagen für Flelsdihauer 

Sdiankanlagen liir Gastwirte 
Abwasdien In allen Größen 

Elsbehölter für K onditor 

SCl-lERK 

keine trodcene Haut , Keine Infektion • Keine Flechten • Kein Spannen 

Lieber Freund ich rate Dir: 
Kauf' ,,ALTES SE 704". 
Denn auch Du kommst zu dem Schluß: 
JEDER ZUG IST EIN GENUSS 1 

. . 
. ' 

Zigarettenpapier 

,,ALTESSE 704" 

In allen Tr afike n e rhä l tlich 1 

ERNTE GESICHERT
durch 

E 605-forte das Universalsprifzmiltel gegen fressende

und sau11ende lnsekfen 

GAM·MA-STREUNEX gegen Engerlinge, Drahf-

würmer, Erdraupen und Wurzelmaden.

GAMMA-1 N EXIT zum Sprifzen und S!äuben

gegen Maden, Raupen, Käfer und Läuse

Sämtliche Gamma-Präparate bei allen Kul!uren verwendbar

E pro,, Pflanzenschufzmitfel Produklions

II Ges. m. b. H. 

Wien VII, Mariahilfer Sfra6e 88 ll 

, 
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E. EISENBEISS SOHNE, ENNS, 0.-0.
MASCHINEN- UND PRÄZISIONSZAHNRÄDERF ABRIK, EISENGIESSEREI 

Ober 25 Jahre · 

,,-PROBLEM" 
Küchengeschirre 

a u s g a r a n t. R e i n a I u m i n i u m 

SpezialMElekfrogeschirre 

·Patentierte Kochgeschirre

,lroblem' 1 Lang & Co., Metallwarenfabrik 
Wien VI, Mariahilfer Straße 101, B 212 28 

Wasserdichte Bekleidung Marke „AI p e n g o I d" 
T renchcoals, Anoraks, Windjacken, Haferlhosen, Huberlusmän!el, 

Skihosen usw., unverwüs!liche Oualifäl. 
Erzeugerpreise für Gendarmeri1< - Postvers■nd - Teilzahlungen 

Firma Sc h m e i s e  r, Wien XIII, Bossigasse 66 und 
Cablitz N.-0. 
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Telephon A 51 1 59 L 

� 

... und KOLBENBOLZEN 

KOLBEN- UND OLRINGE 

CA R OB RO N CE In Stongen u.Rohren 

LAGERMETALL. LOTZINN 

SONSTIGE MOTORENTE.ILE 

� 

[][ill[K][]]]OI][I)[ID 
WIEN III., RASUMOFSKYGASSE 15 

TELEPHON U 14 O 08, U 13 4 03 und U 18 O 91 

re durch 
nkauf bei 

STEYR, ENGE 27 

Da s S t r u m p f- u. Wä s c h e­
Spezialhaus mit den Volkspreisen 

,,Kodak" Die Qualitätsmarke von Weltruf 

Auskünfte und Prospekte bei Firma 

Johann Kraus 
AHe:invertricb der Kodak�Erzeugnissc für 
0s1erreich 
Wien III, Rennweg 12u 

Kameras 
Filme 

Plalfen 
Papiere 

Chemikalien 

Wilhelm Sein 
BRAUEREI UND APFELSAFT-ERZEUGUNG 

ffiüh lgrub-;B ob-lhll, 0 b .-ö rt.

J.� und ({}�
WIEN III, HAUPTSTRASSE 68 
Telephon U 17 5 65/14 
Postsparkassenkonto 37.939 

ANZEIGENANNAHME: WerbeleiterKarl 
Bauer, Wien VIII, Josefstädter Straße 105 
Telephon A 29 4 60 

Eigentümer und Verleger: Illustrierte Rundschau der Gendarmerie (Gend.­
Major Lutschinger und Dr. Gröger). - •Herausgeber: Gend;-Kontrollinspektor 
Hochstöger, Gend.-Revierinspek1or Beier und Gend.-Bezirksinspektor Herrmann. 
- Für den Inhalt verantwortlich: Gend.-Major Käs. - Alle Wien III, 
Hauptstraße 68. - Druck: Ungar-Druckerei, Wien III, Ungargasse 2. 

Die Illustrierte Rundschau der Gendarrr.erie erscheint einmal monatlich. Nach­
druc.k, auch auszugswe;se, nur mU Zustimmung der Redaktion. Textänder.ungen 
bleiben vorbehalten. Im Falle höherer Gewalt besteht kein Anspruch auf 
Lieferung oder Rückerstattung bwahlter Bezugsgebühren. Gerichtsstand Wien. 

FRANZ PAMER 
WELS 

Stadtplatz 48 / Freiung 19 / Tel. 21 39 

Lagerhaus: Adlerhof 18 

Stadtwerke Ciraz 

Hohl- und Flachglas-Croßhandel 

Clasdachziegel, Glasbausteine 
Eigene Glaserei, Bauglaserei 
Spiegel-Erzeugung, Classchleiferei 
Erzeugung von Spiegeln in allen Fassons 
für Möbel und Badezimmer 

Marmorglasverkleidungen 
Ausführung von Portalverglasungen 
und Inneneinrichtungen 

Auto- und Windschutzscheiben 

Versorgungsbetriebe 
(Elektrizitäts-, Gas­
und Wasserwerke) 
G r a z, Andreas­
Hofer-Plat.3 15 
Telephon 64 91 

Verkehrsbetriebe 
(Straßenbahn, 
Autobus, Obus und 
Schießbergbahn) 

BATTERIE­

FABRIK 

Metallwaren-Erzeugung: 

Anton Prokop 
Wien XII, Draschegasse 8 

Telephon: R 35 2 43 

G r az,  
Steyrergasse 114 
Telephon 15 25 
R e i s e bü r o: 
Hauptplatz 14 
Telephon 53 54 

Metall-Uniformknöpfe 

Sterne und Rosetten 

Traditenknöpfe 

Massenartikel 

Die Anforderungen, die an die 
Gendarmeriebeamten gestellt wer­

den, verlangen nicht nur körperliche 

Tüchtigkeit, sondern -auch geistige 

Beweglichkeit. 

Wer sich für die Abschlußprüfung 
durch ein ordentliches Selbststudium 

ein gediegenes Wissen aneignen 

will, der greift nach den 

-,4�-Lehrbriefen 
für Deufsche Sprache, Geschichte und Geo­

graphie, die den gesamten Stoff 

in leicht fa6lichei:_ Form mit vielen 

Ubungen, Aufgaben und ihren 

Lösungen bringen. Jeder Lehrgang 

umfaßt 10 Lehrbriefe. 

Auskünfte erteilt gerne die Verwaltung der 

Aulim-Lehrbriefe, Wien III, Beafrixgasse 32 

Gegründet 1921 JOHANN PROKOSCH 

Wien XIV, Cu!:'lberlandstraße 27 - Fernruf A 51 4 36 

„PU C K"-FARB BÄNDER 
für Schreib-, Rechen-, Buchungs- und Adressiermaschinen, 
Kontrolluhren, Registrierkassen, Vervielfältiger usw. in 

allen Breiten und Längen. 

Wien 1, Getreidemarkt 2 Tel. 8 27 4 70 

U NI-E RZE U G U N GSP RO G R AM M  

Baufeile zur zeitsparenden Aufbauphysik 
nach Ing. Ernsl Roller 

Einhei!liches S!alivma!erial für Schule, Industrie 
und Forschung 

Baufeile zur Mechanik 
Baufeile zur Eleklrizifä!slehre 
Baufeile zur Oplik 
Geräle zur Scha!fenprojek!ion 

Geräle zur neuzeiflichen Experimen!alchemie 
nach Prof. Dr. Ernst Hauer 

Experimenliergeräle 
Chemikaliensälze 
Un!ersuchungsgeräle 
Chemischer Laborbedarf 
Chemikalien 

Ja 
Uni ver s i ta s• Leh rmitlel-Gese llschaft m. b. H. 

Wien III, Beatrixgasse 32, Tel. U 18 2 27 u. U 19 0 96 
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Gegründet 1851 

SPARKASSE IN 

unter Haftung der Gemeinden des Gerichtsbezirkes Steyr 

ALLE GELD- UND KREDITGESCHÄFTE 

70iehwJ, /iil< alle � 
und dP,un, (ße.amte, !

DAS ALLGEMEINE 

BORGERLICHE GESETZBUCH 
mit Ehegesetz, Personenstandsges·etz, Mietengesetz, 
Hausgehilfengesetz, Hausbesorgierordnung, Haftpflicht­
gewtzen und den sonstigen wic htigsten Nebengesetzen. 
Mit Verweisungen au,f zusammenhängende Stellen und 
anderweitige eimchlägise Vorschriften, mit Hi,nweisen 
auf grundleg·ende Entsch·eidu.ng,en des Obersten Ge­
richtshofes sowie mit einem ausführlichen Sachver-

zeichnis 

Fünfte Auflage 

Herausgegeben von 

DR. HANS KAPFER 
Min_isterialrat im Bundesministeri·um für Justiz 

1951, XXIV, 665 Seiten 

Broschiert S 65.-

ln Ganzleinen geb. S 76.-

Die Kenntnis des ABGB.s und seiner Nebengesetze ist 
für jeden, der im öffentli-chen Leben steht, unentbehr­
lich. Di·e Ausgabe ·mit ihren rund rOO Seiten hat allseits 
die beste Aufnahme g-efunden. Sie wird sich aUch für 
j-eden Angehörigen der Gendarm,erie a,ls höchst wert-

voller Arbeits- und Nacl].schlagebehelf erweisen 

Zu 6-e z i eh e n  d-1:brch je d e  
B u c h h an d I u ,n g o d e  r b e i m V,e r I c s e 

MANZ, WIE N 1, KOHLMARKT NR. 16

'l.iegd41, 

WORZ-BURGER 
WELS 

Erz:eugt sämtliche Ziegelsorten 

* 

FERNRUF 30-54 

FÜR DIE PRO VIN Z :

Ein Postpaket an uns, mit den sch mutzigen 

Kleidern und einem Zettel, auf dem Ihre 

Adresse und Ihre Wünsche stehen. 

Kein Preisaufschlag 1 

GROS STANKST E LLE 

S C H Ä f L E R Beim Burgtheater 

WIEN 1, L'OWELSTRASSE 

Erstklassige Service - Sprachkundiges Personal 

Inland- und Importware .,. Modernste Luftpumpe 

Geöffnet täglich von 7 Uhr bis 19 Uhr 

Wiener 

Rathauskeller 
TREFFPUNKT DER GUTEN 

GESELLSCHAFT 

OTTO KASERER 

Oo�o ���.��,������� 
R e s t a u r a n t In der 

BösendorlerstraBe 

K a II e eh au I mit 
eigener Konditorei 

freizügige Selbstbe­
dlenungshalle 

KÄRHTNERSTRASSE 61 SEHEHSWüRDIGKEIT WIEHS TEDDY-BAR

Kaufe ständig: 
Metalle, Eisenschrott, Maschinen, 

Textilabfälle, Altpapier 

Klagenfurt, Salmstraße 7 • Tel. 14 8 6 Ci ■ f R 1 ( K 

,,2)ie�'' 
R. F L E S C H - B R U N N I N G E N 

VERKAUFSVERMITTI. UNG 

Zenlrale: V., Wiedner liaupfslraße 57 
(gegenüber Molzleinsdorfer Kird,e) Tel. U4ö590 

Filiale: II., Ausslellungsslraß e 1 
(Beim Prolerslern) Tel. R 4) 4 90 

Geschäftszeil: 8-12.30 Uhr u. 14-18 Uhr 
Samstag 8 bis 12.30 Uhr 

' 

MARMOREK 
& Co. 

Ko h I en h andel s gesell­

s ch a ft m. b. H. 

Wien 1, Bösendorfe rstraße 2 

U 46 5 95 Serie 

Ersatzteile - Reparatur 

Mich. Pichler 
Wie n 1, Bartenstein g. 11, Tel. B 48 2 66 

METALLWARENFABRIK 

Brü�er 

s�nei�er A. G. 
WIEN VI, Bürgerspilalgasse 8 

TELEPHON Nr. /\ l2 2 52, /\ lS 1 97 

Pokale / PJa kelten, Sporlmedoillen 

für olle Sporlzweigc / Uniform cffek­

len ous Metall / V crsilbcrtc Metall­

waren / Haus„ und Küchcngeriifc 

/ M asse'.narl i kel o l ler /\rl 

Tclegr.-Adr.: Knopfsdrncirler Wien 

Bankltonlo : Erste Oslerrcimisd,e 

Spar-Cosse, Konlo [Nr. 817.335 

Poslsd,ed,-Konlo: Wien Nr. 115.264 
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one. 
Wien 1, Seilergasse 4 

Graz, Herrengasse 26 

---MOBEL 
SONDERANGEBOTE F0R GENDA RMERIEBEA MTE 

SCHLAFZIMMER, WOHNZIMMER, 
3tür. SCHRANKE, SEKRETARE, EINZELMOBEL 
POLSTERMOBEL u. KCJCHENMOBEL in reiche; 
Auswahl zu günstigen Preisen 
BAUE R NSTU 8 E N-_SO N DERS C HAU 

MOBELHAUS SCHUH.& CHYLIK 
WI EN VIII, BLIN D EN GA SSE NR. 7-12 

Auto-Provinzversand / Zahlungserleichterungen 
Straßenbahnlinien 5, 46, J, 8, 118 

ltg.�ülse"' 

ltg.a,,a_e.tteApa-pie,a_ 

SAfflUffl 
Wachstuch-lmitationspapiere, 

Bodenbelag, 

Papierservietten, 

Klosettpapiere, 

Kartonagestreifen, 

Bunt- u. Dekorationspapiere, 

Tischbelag, 

Einbreitpapiere 

!ie hat ail1gedient ! 
Jeder Einbrech er öffnet 
spielend a I t e Kassen. 
Schützen Sie Ihr Eigen­
tum rechtzeitig durch 
eine moderne 

WERTHElffl·KASSE 
WIEN X. WIENERBEROSTR. 21-23, nL u 41,.s.JIS 
W6IN 1. WA1fl5CHQASSE 15, TEL R 35.305 

II 




